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Die Reaktion des Studenten Hans P. (23), ledig, als er 

Einzelheiten über das BAFöG erfuhr. 

Wenn das BAFöG so in Kraft 
tritt, wie im letzten Etwurf vor- 
gesehen, so hat das für Honnef 
schwerwiegende Konsequen- 
zen. Alle Honnef-Geförderten 
müssen schlimmstenfalls damit 
rechnen, daß sie für 3 — 4 Mo- 
nate kein Geld mehr bekom- 
men. Ein großer Teil der Hon- 
nef-Stipendiaten, nämlich alle 
Darlehensempfänger (Zusatz- 
und Bürgschaftsdarlehen) ha- 
ben überhaupt keinen Pfennig 
mehr zu erwarten (in Bochum 
ca. 700 Studenten). Verheira- 
tete Studenten werden Einbu- 
ßen bis zu DM 200,— hinneh- 
men müssen, Waisen bekom- 
men bis zu 130,— DM weniger, 
Familien mit weniger als 3 Kin- 
dern werden generell schlech- 
ter gestellt, Freibeträge werden 
gesenkt, im einzelnen sind 
viele weitere materielle Ver- 
schlechterungen festzustellen. 

Während gegen die finan- 
ziellen Bestimmungen inner- 
halb der Regierung und der 
SPD Stimmen laut geworden 
sind — wodurch sich die Ver- 
abschiedung möglicherweise 
hinauszögern wird — wird die 
politische Stoßrichtung des Ge- 

Bundesregierung und 

BSU/RCDS gegen 

eine vds-Finanzierung 

Der Verband deutscher Studentenschaften (vds) hat nach kurz- 
zeitiger Krise seine frühere Autorität wiedergewonnen. Die Mit- 
gliederversammlungen in Marburg (1970) und Bonn (1971) 
haben entscheidend dazu beigetragen. Der vds hat insbeson- 
dere die Aufgabe, die Kommunikation zwischen den lokalen 
Studentenschaften zu fördern (über Projektbereiche, ASten- 
Konferenzen) und durch Herausgabe von Materialien zu hoch- 
schulpolitischen Fragen die Informationsbeschaffung zu erleich- 
tern. 

Die Regierung der Großen Koali- 
tion hatte seinerzeit die Finanzie- 
rung des vds aus Bundesmitteln ge- 
stoppt, als rechte Studentengruppen 
(BSU, RCDS) einen eigenen Dach- 
verband gründeten (ADS). Fortan 
wurde dieser Verband finanziell ge- 
fördert; er bedankte sich dafür mit 
braven regierungstreuen Meinungs- 
äußerungen zu hochschulpolitischen 
Problemen. 

Dieser Verband bestand jedoch 
nur aus Funktionären und vertrat 
keine Studenten, sondern sich 
selbst; inzwischen haben sich diese 
Funktionäre Pöstchen erjagt (zu- 
letzt Chr. Ehmann beim Medienstu- 
dium), die ein weiteres Auftreten 
auf hochschul politischer Bühne 
überflüssig machen. Als im Laufe 
des letzten Jahres auch die wenigen 
ADS-treuen Studentenschaften 
diese Art von Interessenvertretung 
durchschauten und sich wieder dem 
vds zuwandten, löste sich die ADS 
selbst auf und wollte „als Gruppe" 
dem vds beitreten. 

Der vds ist nun auch nominell 
wieder der einzige studentische 
Dachverband. Über 300 000 Studen- 
ten aus mehr als 70 Hochschulen ge- 
hören ihm an. Den rechten Studen- 
tengruppen und der Bundesregie- 
rung paßt jedoch die ganze Rich- 
tung nicht. Vereint versuchen sie 
deshalb, den vds durch Abdrehen 
der Geldhähne mundtot zu machen. 
Seit mehreren Monaten stand der 
vds-Vorstand mit dem Bundesfa- 
milienministerium im Gespräch. 
Helle Empörung, auch in der libera- 
len Presse, erregte das Vorgehen 
des zuständigen Staatssekretärs 
Westphal, der bereits vor dem als 
„entscheidend" apostrophierten Ge- 
spräch mit dem vds-Vorstand eine 
Kabinettsvorlage erstellt hatte, in 
der eine Wiederfinanzierung abge- 
lehnt wurde! Einer der ministeria- 
len Gesprächspartner erklärte, 
schon Begriffe wie „Arbeiterklasse" 
oder „Veränderung des gesell- 
schaftlichen Kräfteverhältnisse zu- 
gunsten der Arbeiterklasse" hätten 
etwas Totalitäres, eine Wiederfi- 
nanzierung komme deshalb nicht in 
Frage. Fast gleichzeitig leisteten 
BSU und RCDS ihren Beitrag zum 
Geldgeschäft. Auf ihren Antrag 

hin wurde den ASten der Unis 
Köln und Bonn sowie der PH 
Rheinland per Einstweiliger An- 
ordnung untersagt, Gelder an den 
vds abzuführen. Offensichtlich 
konnten diese Gruppen nicht ver- 
winden, daß es nun auch an diesen 
Universitäten, die früher rechte 
Hochburgen waren, linke ASten gibt. 
Sie scheuen deshalb auch vor juri- 
stischen Schritten nicht zurück, um 
die Position einer ihnen nicht ge- 
nehmen verfaßten Studentenschaft 
zu untergraben. Sie arbeiten damit 
den Bestrebungen der Kultusbüro- 
kratien in die Hände, den Studen- 
ten ihre Eigenfinanzierung zu ver- 
wehren. In Berlin gibt es bereits 
keine ASten mehr. Das Hochschul- 
rahmengesetz enthält eine Formu- 
lierung, nach der die Studenten- 
schaft sich nicht selbst unterhalten 
darf, sondern, sofern sie brav ist, 
aus staatlichen Töpfen finanziert 
werden soll. 

Und diese Gruppen bewerben 
sich Jahr für Jahr um studentische 
Wählerstimmen! In Bochum gab es 
vor zwei Jahren schon einmal einen 
Versuch von selten des RCDS, so- 
gar die Abführung von studenti- 
schen Beiträgen für den AStA ge- 
richtlich zu unterbinden. Damals 
durchschauten die Studenten das 
miese Spiel und erteilten solchen 
Praktiken eine Abfuhr. 

Der vds wird trotz dieser finan- 
ziellen Erpressungsversuche seine 
Arbeit unbeirrt fortsetzen. Immer 
mehr Verbände solidarisieren sich 
mit ihm. Zuletzt forderte die Ge- 
werkschaft Erziehung und Wissen- 
schaft (GEW) auf ihrem Bundes- 
kongreß die Wiederaufnahme der 
Förderung. Dieses Ziel kann jedoch 
nur durch massiven Druck von sel- 
ten der Studenten erreicht werden. 
Nur wenn alle Studenten, die durch 
ihre Wahlstimmen linke ASten und 
einen linken vds unterstützen, wird 
sich die Bundesregierung zur Revi- 
sion ihres Beschlusses gezwungen 
sehen; jene Regierung, die es we- 
gen des militanten Auftretens der 
Rechten nicht wagt, die Förderung 
rechtsradikaler Organisationen wie 
z. B. der Deutschen Jugend des 
Ostens einzustellen. 

Auf vollen Touren 

gegen Wissenschaftsrat 

Wenn die verbleibenden vierzehn Tage gut genutzt werden, 
steht zu erwarten, daß Studenten und Assistenten an der RUB 
wohl gerüstet den Wissenschaftsrat empfangen können. Der 
Aktionsrat hat ein Flugblatt für die gesamte Universität erstellt, 
das zur Mitarbeit bei der Vorbereitung des Besuchs aufruft. Vor 
dem Universitätsparlament berichtete der Rektor über die Vor- 
kommnisse bei der Unterrichtung der Universitäts-Öffentlichkeit 
über den wichtigen Besuch. 

Gegenstand der Vorbereitungen 
sind die fachspezifischen Fragen 
des Wissenschaftsrats (vgl. BSZ Nr. 
77, 78) und seine Vorstellungen zur 
„Struktur" der einzelnen Fächer, 
nachzulesen in den dreibändigen 
Empfehlungen des Wissenschafts- 
rats aus dem Jahre 1970. Der AStA 
ist in der Lage, allen Fachschaften 
die drei Bände zur Verfügung zu 
stellen. In einigen Fachschaften ist 
die Arbeit bereits voll angelaufen, 
zum Teil gemeinsam mit der Fach- 
Assistetenschaft, die anderen Fach 
Schäften werden in diesen Tagen 
nachziehen. Inzwischen sind auch 
die ersten Stellungnahmen von Fa- 

„Auf diesen Freispruch 
pfeife ich. Der kann Euch 
nicht retten. Die Zeiten, zu 
denen man Sozialisten 
ungestraft ins Zuchthaus 
schicken konnte, sind end- 
gültig vorbei. Das betrifft 
nicht die Geschworenen, 
die nicht durchblicken 
können, aber die anderen 
— und die werden dafür 
gerade stehen müssen." 

Rechtsanwalt Mahler 
nach der Verkündigung 

seines Freispruchs 

kultäten und Dekanen zum Fra- 
genkatalog bekanntgeworden, ins- 
besondere aus dem naturwissen- 
schaftlichen Bereich. 

Ein kurzer Blick auf diese Ant- 
worten zeigt bereits, daß die Deka- 
ne teilweise dem Wissenschaftsrat 
in die Hände gearbeitet haben! 

Vor dem UP stand der Rektor 
Rede und Antwort zum Besuch. 
Auch nach seinem mühseligen Ver- 
such, sein Vorgehen zu rechtferti- 
gen, bleibt die Frage offen, warum 
die Fakultäten und Dekane ausführ- 
lich von den Intentionen der Besu- 
cher in Kenntnis gesetzt wurden, 
nicht aber die universitätszentralen 
Gremien, in denen auch Assistenten 
und Studenten vertreten sind. In 
einer seiner nächsten Sitzungen will 
sich das UP ausführlich mit der In- 
formationspolitik des Rektorats be- 
schäftigen. 

Das Verhalten des Rektors wird 
erklärlich, wenn man sich die Vor- 
bereitung des Wissenschaftsrats- 
Besuchs an anderen Universitäten 
betrachtet: dort haben die Studen- 
ten zum Teil erst vom Besuch 
Kenntnis erhalten, als er bereits 
vorbei war! 

Offensichtlich hat der Wissen- 
schaftsrat die Direktive ausgege- 
ben, ihn möglichst ohne Aufsehen 
zu empfangen. Schließlich verträgt 
das Vorhaben des Wissenschaftsrats 
keine öffentliche Erörterung. 

die geförderten Studenten be- 
deutet das ein noch komplizier- 
teres Antrag-verfahren, Herum- 
schlagen mit universitätsfernen 
statutengläubigen Bürokraten, 
enormer Leistungsdruck bei 
weniger Geld. 

Gegen dieses Gesetz haben 
sich die Hochschul-ASten vom 
NRW zur gemeinsamen Aktion 
zusammengeschlossen und ein 
ausführliches Info („Der große 
Betrug") erarbeitet. Es wird seit 
Anfang der Woche in ganz 
NRW verteilt. Lest dieses Info 
als Vorbereitung auf das ASTA- 
teach-in am Dienstag, 15. 6., 
14.30 Uhr, in HZO 20. Dort wird 

Herr Melchers, Leiter des Bo- 
chumer Akafö, über die einzel- 
nen Auswirkungen des BAFÖG 
sprechen. Lothar Kurz (Projekt- 
bereichssekretär im PB „Sozi- 
ales" vom vds) wird zum poli- 
tischen Hintergrund und der 
Entwicklung der Gesetzesent- 
würfe Stellung nehmen. Lothar 
Kurz hat den vds auf den 
Hearings zum BAFöG in Bonn 
vertreten. 

Das Ausbildungsförderungs- 
gesetz kann uns nicht gleich- 
gültig sein. Kommt deshalb 
zum teach-in am Dienstag, 
15. 6., 14.30 Uhr, HZO 20! Ar- 
beitet mit in der Projektgruppe 
BAFöG! 

Das UP bestätigte die vom Rek- 
torat vorgeschlagenen Vertreter der 
Universität, benannte aber seiner- 
seits noch einige Assistenten und 
Studenten, darunter auch Mitglie- 
der des AStA. Wir haben uns be- 
reiterklärt, bei dem Empfang teil- 
zunehmen. Dabei sei folgendes 
klargestellt: 
Wir haben nicht die Illusion, daß 
durch paritätische Vertretung von 
Assistenten und Studenten die Ten- 
denz der Antworten der Universi- 
tät grundlegend geändert werden 
könnte. Zahlreiche schriftliche Ant- 
worten, die bereits eingegangen 
sind, entziehen sich unserer Kon- 
trolle. Dennoch halten wir es für 
richtig, den Besuch unter größt- 
möglicher Anteilnahme der Öffent- 
lichkeit ablaufen zu lassen und die 
studentischen Stellungnahmen, die 
in den Abteilungen erarbeitet wer- 
den, zu vertreten. 

Inzwischen ist auch die Termin- 
planung von Seiten des Aktionsrats 
fortgeschritten. Die Besuchswoche 

beginnt mit einem gemeinsamen 
Treffen aller Assistenten und Stu- 
denten, die in den Abteilungen ge- 
arbeitet haben. 

Am Dienstag, dem 22. 6., findet 
ein teach-in zur Bildungsplanung 
speziell zum Wissenschaftsrat, statt. 
Das ehemalige vds-Vorstandsmit- 
glied, Gerd Köhler, wird das ein- 
führende Referat halten. Der Be- 
such selbst soll nach unseren Vor- 
stellungen in einem großen Hör- 
saal empfangen werden, um mög- 
lichst .vielen Universitätsangehöri- 
gen Gelegenheit zur Anteilnahme 
zu geben (23./24. 6. 71). Am Abend 
des 24. 6. findet ein teach-in zur 
Lehrerausbildung und die erste 
Vollversammlung des Projektbe- 
reichs als „strategische Alternati- 
ve" statt. . 

Erörtert die Vorstellungen des 
Wissenschaftsrats in Vorlesungen 
und Seminaren! Beteiligt Euch an 
der Vorbereitung des Besuchs! 
Kommt zu den genannten Veran- 
staltungen. 

und den Hochschulgesetzen. 
Nach der Hochschulformierung 
folgt die Formierung der För- 
derung. Die Mitbestimmung 
über die Vergabe der Stipen- 
dien wird zerschlagen, Eig- 
nungsprüfungen obligatorisch 
gemacht, die Entscheidungsbe- 
fugnis staatlichen Ämtern ge- 
geben, was eine Berücksichti- 
gung von einzelnen Härtefällen 
oder individuellen Schwierig- 
keiten unmöglich macht. Für 

setzes in der Öffentlichkeit 
kaum diskutiert. Das BAFÖG 
ist zu verstehen als flankieren- 
de Maßnahme zu dem HRG 
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ts wird höchste Zeit... 

denn viele Plätze sind schon ausgebucht! 
Gute Buchungsmöglichkeiten bestehen noch für Liege- 

wagenreisen nach Jugoslawien und Spanien. 

USA-Jtiige ab DM 3*5,- 

an über 70 verschiedenen Terminen können noch 
gebucht werden! 

Studenten-Reisedienst Bochum 
463 Bochum Ruhr-Universität 

Lennershofstraße 66 — Telefon 71 39 80 / 7014 57 

Quo vadis, 

Fachschaft Germanistik? 

Es gab einmal eine Zeit, da ging die Fachschaft Germanistik in 
der Studentenbewegung voran. Sie erkämpfte die Abschaffung 
der Zwischenprüfung, veranstaltete Studentische Seminare, 
bemühte sich als erste um Zusammenarbeit auf dem Gebiet der 
Lehrerausbildung. Diese Zeiten sind leider vorbei. 

AStA und Projektbereich Leh- 
rerausbildung gaben sich alle Mü- 
he, den derzeitigen Fachschaftsvor- 
stand zur Kooperation zu bewegen. 
Das Info 2 des Projektbereichs wur- 
de sogar bis ins Fachschaftszimmer 
gebracht. Dort jedoch blieb es dann 
auch. Der Fachschaftsvorstand 
schaffte es in vierzehn Tagen nicht, 
die Infos zu verteilen! Das Flug- 
blatt für das teach-in des Projekt- 
bereichs mußte die Alt-Funktionä- 
rin Jutta Netz in Zusammenarbeit 
mit dem Projektbereich erstellen. 
Die Verteilung jedoch scheint über- 
haupt nicht geklappt zu haben, 
denn zum Termin des teach-in er- 
schienen gerade eine Handvoll Stu- 
denten! Ein Mitglied des Fach- 
schaftsvorstands war nicht darun- 
ter! Offensichtlich hat sich der 
Fachschaftsvorstand völlig aus dem 
Bewußtsein der Studenten entfernt. 

Es ist unbegreiflich: ein so wich- 
tiges Problem wie die Lehreraus- 
bildung, das zudem die Germani- 
sten aus manchen Gründen ganz 
besonders angeht, findet keine Re- 
sonanz. 

Nun gibt es bei den Germanisten 
eine sogenannte Abteilungsgruppe 
des Spartakus. Man sollte erwar- 
ten, daß diese Abteilungsgruppe ih- 
re Hauptaufgabe darin sieht, die 
Probleme der Germanistik-Studen- 
ten aufzugreifen. Dem ist offen- 
sichtlich nicht so: zwar stellt diese 
Gruppe auch eines der Fachschafts- 
vorstandsmitglieder; mit dieser 
„Delegation" scheint sie jedoch ihre 

Aufgabe erfüllt zu sehen (Ausnah- 
me: Jutta Netz). Was nützen die 
schönsten Büchertische, wenn eine 
solche Abteilungsgruppe nicht in 
der Lage ist, die Fachschaftsarbeit 
zu unterstützen? 

Die Probleme, die unerledigt 
sind, mehren sich: neben der Ver- 
nachlässigung der Lehrerausbil- 
dung seien noch einige erwähnt. Die 
sogenannte Sprecherziehung, für 
alle Germanistik-Studenten nach 
wie vor obligatorisch, leidet an to- 
taler Überfüllung (und nicht nur 
daran); der Fachschaftsraum ist 
halb so groß wie vor dem Umzug, 
obwohl sich das gesamte Institut 
erheblich ausgebreitet hat; bei den 

Fachschaftsvertreterkonferenzen 
dieses Semesters fehlte von den 
großen Fachschaften lediglich die 
Fachschaft Germanistik; die von 
den Romanisten initiierte Koope- 
ration der Fachschaften der Abtei- 
lung V findet lediglich bei den Ger- 
manisten keinen Widerhall! 

Der Projektbereich wird seine 
Bemühungen, auch bei den Germa- 
nisten mit einer Arbeitsgruppe Fuß 
zu fassen, nicht aufgeben. Wir bit- 
ten alle Germanistik- Kommilito- 
nen, denen die Zustände in der 
Fachschaft ebenfalls zuwider sind, 
sich im AStA zu melden. Es sollte 
möglich sein, eine Initiativgruppe 
zu bilden, die sich insbesondere mit 
den Problemen der Lehrerausbil- 
dung beschäftigt und die danieder- 
liegende Fachschaftsarbeit wieder- 
belebt. 

ftlen tike its 

2.50 
Gratismuster * PLANTA * Berlin öl 

Wahrhaftige Bereicherung 

und Faschisten 

— wie in abt. VI lehrstiihle besetzt werden — 

1. neubesetzung lehrstuhl wunner. 
ohne viel diskussion einigte sich die 
berufungskommission auf prof. dr. 
mayer-maly, der zwar ein techno- 
krat sein mag, allen anderen be- 
werbend jedoch fachlich derart him- 
melhoch überlegen war, daß man 
ihn nicht einmal zu einem gastvor- 
trag einlud, und die Professoren 
von einer „wahrhaftigen bereiche- 
rung" sprachen, dann kam die ab- 
stimmung in der fakultät — welche 
nur noch eine formsache zu sein 
schien. 
nach dieser abstimmung verließ ein 
liberaler professor empört und wü- 
tend den räum, und das ewige po- 
chen auf die „wissenschaftliche Qua- 
lifikation" hatte sich auch in die- 
sem falle als leeres geschwätz er- 
wiesen. sind es sonst politische 
oder persönliche gründe, die zur 
ablehnung eines bewerbers führen, 
so bangten diesmal die meisten 
hochschullehrer davor, wegen ihrer 
wissenschaftlichen dürftigkeit von 
mayer-maly an die wand gedrückt 
zu werden, so wurde also nicht die 
„wahrhaftige bereicherung für die 
fakultät", sondern der mittelmäßige 
jacobs auf platz 1 der berufungs- 
liste gesetzt. 
der fetisch der wissenschaftlichen 
Qualifikation wird schnell vom 

Reifen-Dornhardt 

Reifenfachhändler 
Runderneuerungs- 
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463 Bochum • Wittener Str. 449 

Fernruf 55 03 68 
gegenüber Opel-Eingang I 

tisch gewischt, wenn man dadurch 
— wie hier — minderwertigkeits- 
gefühle kompensieren kann. 
2. besetzung des neuerrichteten kri- 
minologie-lehrstuhls. 
hier hat sich unter anderem auch 
ein herr landecho aus madrid be- 
worben. landecho ist jesuit und 
lehrt zur stunde noch kriminologie 
und strafrecht in madrid. landecho 
gehört, soweit das seinen deutsch- 
und spanischsprachigen werken zu 
entnehmen ist, zu den Vertretern 
einer — seit dem 3. reich sogar 
hierzulande überholten — sog. 
„lehre vom tätertyp". 
diese lehre ist wegen ihrer nähe 
zur erbbiologischen rassenpolitik 
eine typische ausdrucksform reak- 
tionär-faschistischer willkürherr- 
schaft. 
die fakultät hat nun gegen den 
energischen widerstand der studen- 
tischen Vertreter beschlossen, land- 
echo zu einem gastvortrag einzula- 
den. ein antrag der Studenten, sich 
erst über landechos politische ein- 
stellung klarheit zu verschaffen, 
wurde vertagt, nach einer halbstün- 
digen diskussion, in der jeder vor- 
gab, diesen herrn nicht zu kennen, 
wurde zu dessen rechtfertigung ge- 
sagt, daß er ja auch einen artikel 
über den burgos-prozeß geschrie- 
ben habe (der aber dann leider nicht 
veröffentlicht wurde, was man als 
demokrat ja auch verstehen könne), 
es fragt sich, woher diese intim- 
kenntnisse über landecho kommen, 
wenn ihn keiner kennt; weiterhin 
muß auch gesagt werden, daß so- 
gar die faschistischen militärs un- 
ter dem druck der massenstreiks 
und der internationalen Solidarität 
gegen die todesurteile Stellung ge- 
nommen haben, daher: sollte land- 
echo wirklich zu einem gastvor- 
trag an die rub kommen, muß er 
sich der diskussion über seine leh- 
ren und über die willkürherrschaft 
in Spanien stellen. 

Gemeinsames Aktionskonzept der 

Studenten und Assistenten an der RUB 

Teil 2 

3. Aufgabenkatalog 
für die Arbeit im UP 
1. Muster-Abteilungssatzungen 

Erstellung von Muster - Abtei- 
lungssatzungen, die folgende Es- 
sentials enthalten müssen: 
— Viertelparität im Grundsatz, oh- 
ne starr an diesem Modell festzu- 
halten; im Einzelfall müssen dif- 
ferenzierte Modelle ausgearbeitet 
werden, die auf die Forderungen 
des Personals nach paritätischer 
Mitbestimmung eingehen; 
— generelle Öffentlichkeit; 
— paritätische Beteiligung bei Ent- 
scheidungen über Berufungen und 
Habilitationen; 

Dem staatlichen Versuch, zwi- 
schen die zentrale Universitäts- 
kommissionen und die Abteilungs- 
kommissionen eine dritte Verwal- 
tungsebene zu schieben (die Mehr- 
zahl der Sachbearbeiter hat sich im 
letzten Hearing zum HSchRG be- 
reits dafür ausgesprochen), muß 
entschieden begegnet werden. Da- 
zu wird die engere Koordinierung 
der Universitätskommissionen und 
der Abteilungskommissionen not- 
wendig sein. 

Eine besondere Aufgabe der UKL 
muß es sein, die längst überfällige 
Reform der Didaktik und damit der 
Studienziele ernsthaft in Angriff 
zu nehmen. 

. <. ach hört mir doch auf mit Gesell- 
Schaft verändern und so! Ihr seid doch nur- 

— möglichst großes Entscheidungs- 
gremium und Verlagerung aller we- 
sentlichen Entscheidungen auf die 
Abteilungsebene; 
— Instrumentalisierung des De- 
kans; 
— keine Wahlquoren; 
— Verpflichtung zu paritätischen 
Institutssatzungen. 

Die Zustimmung zu den von den 
Abteilungen vorgelegten Satzungen 
muß von diesen Essentials abhän- 
gen. Auf die Umarbeitung schon 
vorliegender Satzungen muß ent- 
sprechend hingearbeitet werden. 
Die selbständige Satzungsarbeit der 
Abteilungen soll durch das UP nicht 
reglementiert, sondern positiv ge- 
fördert werden. Unter anderem 
müssen vom UP Fristen für die 
Einreichung von Satzungen gesetzt 
werden. 

Es ist eine vierte Kommission 
für Arbeit und Soziales einzurich- 
ten. 
5. Rektorwahl 

Ein progressiver Rektor könnte 
die assistentische und studentische 
Politik dadurch unterstützen, daß 
er aktiv gegen die Anwendung der 
staatlichen Formierungsmaßnah- 
men auf die Universität eintritt, 
Übergriffe des Senats verhindert 
und Einfluß auf die Universitäts- 
verwaltung zu nehmen versucht. 

Voraussetzung dafür ist jedoch, 
daß dieser Rektor die Fähigkeit 
hat, sich innerhalb der Universität 
und auch gegenüber dem Ministeri- 
um durchzusetzen. 

Bei der Rektorwahl bildet vor al- 
lem der Erlaß des Ministerpräsi- 
denten vom 21. 5. 1970 Zündstoff, 

Reaktionäre Satzungen müssen 
verhindert werden, wobei zusam- 
men mit den Kräften, die für die 
Autonomie der Hochschule eintre- 
ten, gegen die Vorbehaltsklauseln 
im Erlaß des Ministerpräsidenten 
vom 13. 10 69 und vom 21. 5. 70 
zu kämpfen ist. 
2. Prüfungsordnungen 

Prüfungsordnungen dürfen vom 
UP nur verabschiedet werden, wenn 
sie die von der Universitätskom- 
mission für Lehre (UKL) verab- 
schiedeten Grundsatzkriterien für 
Prüfungsordnungen enthalten. Vom 
UP sind zu diesem Zweck die UKL- 
Grundsatzkriterien zu verabschie- 
den. Darüber hinaus muß die Exi- 
stenz einer genehmigten Studien- 
ordnung Voraussetzung für die Ge- 
nehmigung von Prüfungsordnun- 
gen sein. 
3. Studienordnungen 

Für Studienordnungen müssen 
anhand des von der UKL erstellten 
Fragenkatalogs für Studienordnun- 
gen inhaltlose Kriterien entwickelt 
werden, die in alle Studienordnun- 
gen einzuarbeiten sind (s. o.). 

indem es dort heißt: 
„... wird die Wahl einer Persön- 

lichkeit zum Rektor, die nicht als 
Hochschullehrer im Beamtenver- 
hältnis auf Lebenszeit steht, nicht 
bestätigt werden können, auch 
wenn die Verfassung einen solchen 
Fall nicht ausdrücklich ausschließt." 

Wie wäre es mit der Wahl eines 
entsprechenden Vertreters aus der 
Assistentenschaft auf der Grund- 
lage des Verfassungstextes? Hier 
ließe es sich zeigen, wie es um die 
Autonomie der Hochschule tatsäch- 
lich bestellt ist! Nähme man seine 
eigene Verfassung und die viel im 
Munde geführte Autonomie wirk- 
lich ernst, dann müßte die Univer- 
sität geschlossen dafür eintreten, 
eine solche Wahl auf jeden Fall 
durch den Minister bestätigen zu 
lassen. Wer — vor allem von den 
Professoren — müßte dann nicht 
Farbe bekennen! Es würde dadurch 
nicht nur die Grenze des universi- 
tären Selbstverständnisses von 
Autonomie deutlich markiert, son- 
dern auch die tatsächliche Ein- 
schränkung von Reformmöglichkei- 
ten aufgezeigt. 

Sonst hättet ihr fl AUCH WAS! - und der~\ 
und nur 

4. Universitätskommissionen 
Für die Universitätskommissio- 

nen muß ein politisches Konzept 
erarbeitet und verabschiedet wer- 
den. Diese Kommissionen können 
nur dann positive Arbeit leisten, 
wenn die Erledigung konkreter 
Einzelaufträge im Rahmen eines 
inhaltlichen Konzepts erfolgt. 

Bei der Wahl der Prorektoren 
und der sonstigen Kommissions- 
mitglieder müssen die Kandidaten 
auf die Erfüllung des entwickelten 
Konzepts verpflichtet werden. 

6. Präsidialverfassung 
Sobald wie möglich muß die Prä- 

sidialverfassung an unserer Uni- 
versität durchgesetzt werden. Der 
Hochschulpräsident ist im Vergleich 
zum Rektor relativ autonom und 
sieht sich keinem professoralen 
Rektorat gegenüber. Das gibt ihm 
Von den Voraussetzungen her eher 
die Möglichkeit, im Interesse der 
Gruppen zu arbeiten, die ihn ge- 
wählt haben. Außerdem besteht 
dadurch die Möglichkeit, den für 
uns außerordentlich wichtigen In- 

formationsfluß der Universitätsspit- 
ze an die Öffentlichkeit von der 
z. Z. traurigen Einseitigkeit zu be- 
freien. 

Der Kampf für die Veränderung 
der Verfassung in eine Präsidial- 
verfassung wird ein Prüfstein sein, 
ob und inwieweit die Universität 
überhaupt Reformen durchführen 
will und kann. Die strukturellen 
Verfassungstendenzen, die sich bei 
der Anwendung des Hochschulge- 
setzes auf die Ausarbeitung einer 
neuen RUB-Verfassung zeigen wer- 
den, werden die Richtung des 
Kampfes bestimmen. 
7. Verfassungsänderung 

Eine Verfassungsänderung ist in 
verschiedenen Punkten der RUB- 
Verfassung vorzunehmen. Da z. B. 
die RUB-Verfassung in offensicht- 
licher Absicht dem Personal das 
Stimmrecht bei Studien-, Prüfungs- 
ordnungen etc. verweigert, wird die 
Arbeit des Vermittlungsausschus- 
ses durch Art. 25,3 zu einer Farce. 

Käme z. B. eine Entscheidung 
über Studienordnungen nach er- 
folgloser Verhandlung im Vermitt- 
lungsausschuß wieder ins UP, dann 
könnte das Personal nicht mitstim- 
men (RUB-Verf., Art. 20,2), und der 
endgültige Beschluß würde durch 
das UP mit 2/3 seiner Mitglieder 
(nicht etwa der Stimmberechtigten) 
gefaßt (RUB-Verfassung Art. 25,3). 

UP-Vorsitz müssen unbedingt auf 
das Konzept von Studenten und 
Assistenten verpflichtet werden. 
Der UP-Vorsitzende muß sich ge- 
gen Rektorat / Senat / Ministerium 
durchsetzen können. Der UP-Vor- 
sitzende und die Stellvertreter müs- 
sen mit dem Vorbereitenden Aus- 
schuß kollektiv zusammenarbeiten. 
3. Effektivierung der Parlaments- 
arbeit 
Das UP muß sich auf die politische 
Arbeit konzentrieren. Die Arbeit 
des Vorbereitenden Ausschusses 
muß intensiviert und systematisiert 
werden. Für die konkrete UP-Ar- 
beit sind regelmäßig Sitzungen der 
einzelnen Fraktionen, des inter- 
fraktionellen Ausschusses und der 
gemeinsamen Fraktion einzuberu- 
fen. In diesen Fraktionssitzungen 
müssen die wesentlichen TOP's 
der UP-Sitzungen vordiskutiert 
werden, damit ein einheitliches 
Fraktionsvcrhalten gewährleistet 
ist. 
4. Intensive Zusammenarbeit 
Intensive Zusammenarbeit zwi- 
schen Fachschaften und UP-Vertre- 
tern sowie zwischen den Vertretern 
der Assistentenschaft in den Abtei- 
lungen und den UP-Vertretern; 
denn die politische Umsetzung von 
UP-Beschlüssen setzt einen ständi- 
gen Informationsaustausch voraus. 

■deshalb wollt ihr das ganze System Kaputtschlagen! 
Aber das eine sag ich euch als Arbeitet und aller Srei'aüct: 
Von roten ßmmetxfudenten ••• j s^- 

Das hieße in einem konkreten Kon- 
fliktfall: nur 6 (!) Professoren 
könnten gegen eine Mehrheit von 
89 Prozent der Mitglieder willkür- 
lich einen totalen Boykott ausüben. 
Dieser Zustand ist unhaltbar! 
8. Universitätsordnung: 
Verhinderung einer Universitäts- 
ordnung, die disziplinarrechtliche 
oder sonstige Ordnungsvorschriften 
enthält. 
9. Abbau der Machtfülle von Orga- 
nen außerhalb des UP 
Das heißt z. B.: Kampf gegen die 
Machtfülle des Senats, die er bei 
Personal- und Berufungsfragen 
noch ausübt, und gegen die Macht- 
erweiterung von Rektorat und Se- 
nat, indem zentrale Forschungsein- 
richtungen, die von den Selbstver- 
waltungsorganen der Fachbereiche 
unabhängig sind, der unmittelbaren 
Leitung der Universität unterstellt 
werden sollen. 
10. Forschungskontrollc: 
Z. B. Ordnung für Auftrags- und 
Drittmittelforschung. 

Die inhaltliche Arbeit in Projektbe- 
reichen und abteilungsspezifischen 
Arbeitsgruppen muß initiiert bzw. 
verstärkt, der Kampf für progres- 
sive Abteilungssatzungen fortge- 
setzt werden. 

5. Effektivere Kontrolle über Rek- 
torat und Verwaltung; 
Beschneidung der Kompetenzen 
des Senats; 
stärkere Kontrolle über die zentra- 
len Einrichtungen 
(Art. 53,2 RUB-Verf.). 

5. Essentials für die Arbeit 
im UP 
1. Kampf gegen jegliche staatlichen 
Reglementierungen in Studium, 
Forschung und Lehre und entschie- 
dene Abwehr aller Tendenzen, be- 
stehende und sich formierende 
Rechtskartelle (wie z. B. BDI, 
„Bund Freiheit der Wissenschaft") 
in die Hochschule hineinzutragen. 
2. Kampf gegen die Versuche, 
Kriegs- und Auftragsforschung un- 

lajJ ich mir mein HftUCCHBd und meinen BlWf- 
fERNSEHER nicht Klauen oder zertrümmern 

11. Personalstrukturreform 
Personalstrukturreform einschließ- 
lich Abschaffung des Lehrstuhl- 
prinzips (z. B. Rahmenordnung für 
Hochschullehrer nach Art. 8,3 RUB- 
Verf.). 

4. Voraussetzung 
für die Durchsetzung 
einer solchen Konzeption 
1. Bündnispolitik 
Politisches Bündnis zwischen As- 
sistentenschaft und Studenten- 
schaft: Dieses Bündnis ist speziell 
zu organisieren; u. a. muß die kon- 
krete Arbeit der Bündnispolitik 
vom Aktionsrat geleistet werden. 
Dieser muß auch das gemeinsame 
Aktionsprogramm nach der jewei- 
ligen Entwicklung konkretisieren. 
2. Personalpolitik 
Sämtliche Posten (Fraktionen, 
Kommissionen, Vorbereitender 
Ausschuß, UP-Vorstand) müssen so 
besetzt werden, daß die UP-Kon- 
zeption der Studenten und Assi- 
stenten durchgesetzt wird. Beson- 
ders die Wahl eines richtigen UP- 
Präsidenten ist für die Durchset- 
zung dieser Konzeption entschei- 
dend, d. h. die Kandidaten für den 

ter Umgehung der universitären 
Öffentlichkeit in der Hochschule zu 
verankern. Es muß die Verwirk- 
lichung dessen verhindert werden, 
was „von zentralen, der Kontrolle 
durch die Öffentlichkeit weitgehend 
entzogenen und im engsten Kon- 
takt mit Instanzen der Wirtschaft 
stehenden Gremien" (Kaiser: Re- 
form oder Formierung) gesteuert 
werden soll. 
3. Kampf gegen die Zerschlagung 
der Universitätseinheit beim Über- 
gang zur integrierten Gesamthoch- 
schule. Das bedeutet z. B. Kampf 
gegen einzelne Ausgliederungsver- 
suche (Lehrerausbildung, Medizin 
etc.). 

Der Kampf, den wir gegenwärtig 
gegen die staatliche Formierungs- 
politik und die fortschritts-fcindli- 
chen Rechtskartelle führen, muß 
öffentlich geführt werden. Das UP 
muß dazu genutzt werden, die Ab- 
sichten des Staates und der Rechts- 
kräfte am konkreten Fall offenzu- 
legen und Studenten und Assisten- 
ten gegen diese Politik zu mobili- 
sieren. 

Der Vorstand der Assistenten- 
schaft 
Der Vorstand der Studentenschaft 

VERKAUF 

Führendes Haus in 
Wealem Bekleidung 

Twen Shop 
Bekleidung für 
junge Leute 
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der US-Armee 
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Die BSU und ihr gestörtes 

Verhältnis zur Realität 

Im Contrapunkt Nr. 14 erschien ein Artikel, betitelt: „Nach den 
UP-Wahlen", Verfasser Anton v. Magnis. Die Frage, ob es sich 
überhaupt lohnt, sich mit dem Contrapunkt zu beschäftigen, 
möchte ich entschieden bejahen, denn in diesem Opus läßt sich 
folgendes nachweisen: 
1. Das, was die BSU unter „Reform" versteht, ist eher dazu an- 
getan, Verwirrung zu stiften, als klar eine Linie der Hochschul- 
politik aufzuzeigen! 
2. Die BSU wird nie fähig sein, studentische Interessen weitsich- 
tig zu vertreten! 
3. Die BSU kann als einzige Gegenwehr den Standpunkt linker 
Gruppen als irrational darstellen, indem sie bewußt deren Argu- 
mente verfälscht. 

Der Reformbegriff der BSU 
„Denn wie hätte man dann beweisen 

sollen, daß Reformen im kapitalisti- 
schen System nicht möglich seien." (1) 

„Zweitens sehen SHR und Maoisten 
. . . echte Reformen im kapitalistischen 
System als nicht möglich an." (2) 

Die Gegenüberstellung dieser 
beiden Zitate zeigt ganz deutlich, 
wie schwammig der Begriff „Re- 
form" bei der BSU gefaßt ist. In 
Zitat (1) scheint eine Reform an 
sich etwas Positives zu sein. (Zuge- 
gebenermaßen ist im normalen 
Sprachgebrauch „Reform" mit der 
Vorstellung von irgendetwas Posi- 
tivem gekoppelt; allerdings sollte 
die BSU — eine Gruppe „kritischer 
Demokraten" — endlich damit auf- 
hören, unter Ausnutzung solcher 
Assozationen die Studentenschaft 
zu verarschen!) 

In Zitat (2) jedoch scheint es noch 
gewisse Unterschiede zwischen ech- 
ten und unechten (?) Reformen zu 
geben. 

Eins scheint der BSU noch nicht 
begriffen zu haben: „Es gibt nicht 
die „Reform" an sich, sondern nur 
die „Reform für wen"." Bei einer 
solchen Begriffsfüllung wird die 
Ambivalenz von „Reform" deut- 
lich; man kommt auch nicht in Ver- 
legenheit, von Reformen zu spre- 
chen, die eigentlich keine sind. 

So kann man jetzt das Hoch- 
schulrahmengesetz als Reform be- 
zeichnen, denn im Sinne der Wirt- 
schaft (möglichst schnell und damit 
möglichst billig [in G Semestern], 
möglichst viel möglichst speziali- 
sierten Qutput an Akademikern!) 
stellt es tatsächlich einen Fort- 
schritt dar, gelingt es doch so, dem 
Staat die Ausbildungskosten für 
Schmalspurspezialisten aufzubür- 
den. Daß das dem Interesse der 
Studenten nach guter Grundlagen- 
ausbildung widerspricht, da sie ja 
angesichts der Wissensexplosion 
fähig sein müssen, ständig neue Er- 
kenntnisse zu bewältigen, ist klar. 

Doch wag fojgert nun, yus diesem 
Reformbegriff: daß alles, was unter 
dem Fähnlein „Reform" läuft, gd- 
nauestens daraufhin zu untersuchen 
ist, für wen es Reform bedeutet. 

Wir verstehen unter „Reformen 
für uns" ein Bündel von Maßnah- 
men, das unsere Lage als Student 
und — was wichtiger ist und was 
die BSU vergißt — unsere spätere 
Arbeit im Beruf verbessern bzw. in 
unserem Interesse vorbereiten hilft. 
Derartige Reformen allerdings — 
als evolutionäre Erneuerungen — 
lassen sich nicht in einem System 
verwirklichen, in dem die Spielre- 
geln für die Einführung solcher Re- 
formen von einer kleinen Minder- 
heit kontrolliert werden, die oben- 
drein noch gegen solche Reformen 
ist. In diesem Zusammenhang wird 
auch die These von der sog. 
„schrittweisen Demokratisierung" 
äußerst fraglich. Das schließt na- 
türlich nicht aus, daß Reförmchen, 
die die herrschende Klasse gewis- 
sermaßen nur an der Rinde krat- 
zen, möglich weil geduldet sind. 

Diese Minderheit nimmt über ihr 
wirtschaftliches Verhalten (be- 
kanntlich sind bei uns Boom und 
Rezession von den Gewinnerwar- 
tungen der Unternehmer abhängig. 
Diese Gewinnerwartungen sind oft 
lediglich psychologisch [z. B. 
durch unangenehme Reformen] 
determiniert; man verfolge mal ei- 
ne Woche das Börsengeschehen!) 
massiv Einfluß auf die Wirtschafts- 
politik, was einer Regierung —sei 
ihr ein Reformwille im Sinne des 
Masseninteresses unterstellt — spä- 
testens nach Ablauf der Legisla- 
turperiode den Hals bricht, weil das 
überwiegend auf die Wirtschaft fi- 
xierte Wählervolk wirtschaftliche 
Fehlentwicklungen, die es am eige- 
nen Leibe spürt, einer solchen Re- 
gierung und nicht den dafür unmit- 
telbar Verantwortlichen anlastet. 
(Letzteres zu der von der BSU viel- 
beschworenen ,,Demo"kratie). Bei ei- 
ner Bundestagswahl werden nicht 
unsere „Wirtschaftskapitäne" aus- 
gewechselt, sondern lediglich die 
Marionetten, an deren Fäden dann 
dieselben Leute ziehen wie vorher. 

Ergo: eine Reform für uns gegen 
diese Leute ist undurchführbar; 
der Ansatz muß also die Änderung 

der ökonomischen Verhältnisse und 
damit der Machtstrukturen sein. 

BSU und „studentische 
Interessen" 

„Dazu muß die studentische Frak- 
tion wieder wie im letzten Jahr die 
Interessen der Studenten ohne Unter- 
stützung der nut einem 400 000-DM- 
Verwaltungsapparat ausgestatteten of- 
fiziellen Studentenvertretung ASlA 
vertreten." 

Hier liegt in der Tat ein etwas 
eindimensionales Verständnis von 
„studentischen Interessen" vor. Die 
BSU übersieht oder will nicht se- 
hen, daß die Zeit als Student nur 
eine sehr kurze im Vergleich zu der 
Zeit ist, die der ausgebildete Aka- 
demiker — mit wenigen Ausnah- 
men — lohnabhängig im Beruf tä- 
tig ist. Wir verstehen nun unter 
studentischen Interessen nicht „In- 
teressen, die ein Student hat", son- 
dern „Interessen, die einer hat, der 
jetzt gerade Student ist". Wir tra- 
gen also nicht derartige Scheuklap- 
pen, die dazu führen, daß die BSU 
sich mit wachsender Begeisterung 
am Problem des rub-pub hochzie- 
hen kann. 

Viel wichtiger ist die berufsbe- 
zogene Lage der Studenten. Bereits 
hier an der Uni werden Abhängig- 
keitsverhältnisse, die im späteren 
Beruf dasein werden, konkret vor- 
bereitet. Diese Problematik aber 
beispielsweise reißt die BSU — 
wenn überhaupt: die DSU — nur 
am Rande an, ohne dort weiter zu 
arbeiten und die Mechanismen die- 
ser gezielten „Verabhängigung" 
bzw. ihrer Installierung und Steue- 
rung durch das Handeln einer Min- 
derheit deutlich zu machen. Die 
parlamentarische Demokratie bleibt 
eine heilige Kuh: ein wahrhaft 
wissenschaftlicher Standpunkt! 

Diese Fixierung auf das, was uns 
nur als Studenten und unmittelbar 
betrifft, begründet die Unfähigkeit 
der BSU, studentische Interessen 
im weiterreichenden Sinne je ver- 
treten zu können. 

BSU und das Irrationale 
„Links waren es die marxistischen 

Studentengruppen ..., denen eine ge- 
lungene Hochschulreform recht unan- 
genehm gewesen wäre." 

Augenscheinlich hat der Autor 
die Diskussion um das Universi- 
tätsparlament nicht verstanden. Um 
es ganz klar zu sagen: nichts wäre 
schöner, als daß wir unsere Forde- 
rungen im Reformwege, d. h. in- 
nerhalb der uns gesetzten Spielre- 
geln (z. B. im UP), durchsetzen 
könnten. Das sei hier völlig ohne 
Ironie gesagt. 

Aber: vielleicht kann man sich 
bei der BSU noch daran erinnern, 
daß die Forderungen der Studen- 
ten z. B. nach Drittelparität nicht 
in Gremien, sondern auf den Druck 
von unten erkämpft wurden. Wer 
das Hochschulgesetz NRW und das 
Hochschulrahmengesetz genau liest, 
bemerkt, daß diese Parität augen- 
scheinlich wieder abgebaut werden 
soll. Daß nun laut Contrapunkt ge- 
rade im 6-Wochen-UP große Re- 
formen voranbetrieben werden 
können, obwohl allein die Instal- 
lation dieses Gremiums eine für 
uns negative Reform ist, weil näm- 
lich 
1. ohne Notwendigkeit bereits die 
Angleichung an das HSGNRW vor- 
bereitet wird und 
2. dadurch die Möglichkeit verbaut 
wird, ein ohne Wahlquorum 
(macht die Anzahl der Sitze im UP 
von der Wahlbeteiligung abhängig) 
gewähltes 1-Jahres-UP zu bekom- 
men, 
läßt das Interesse der BSU an ei- 
ner „gelungenen Hochschulreform" 
zweifelhaft werden. Es geht uns 
nicht darum, auf Biegen und Bre- 
chen eine abstrakte Theorie zu ve- 
rifizieren, wie Anton v. Magnis das 
behauptet, sondern wir wollen 
1. diese sogenannten „Reformen" 
verhindern, die unseren studenti- 
schen Interessen entgegenlaufen 
und 
2. machen wir uns Gedanken über 
die Durchführbarkeit von Refor- 
men für uns. 
Dies tut die BSU nicht, dort sitzen 
die Irrationalen! R. Gr. 

Ausprobieren! 

Zungenmilder Pipe Tobacco. 
6 Pröbchen gratis. 
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So sieht's aus: 
Zulassungsbeschränkungen für Studienanfänger im Sommersemester 71 
HOCHSCHULEN 
TH Aachen 

PH Augsburg 
U Augsburg 
PH Bamberg 
PH Bayreuth 
FU Berlin 

PH Berlin 

TU Berlin 

U Bielefeld 
U Bochum 
U Bonn 
TU Braunschweig 
PH Bremen 
TU Clausthal 
TH Darmstadt 
U Dortmund 
U Düsseldorf 
U Erlangen-Nürnberg 

PH 
PH 
U 

Eßlingen 
Flensburg 
Frankfurt 

PH Freiburg 
U Freiburg 

U 
U 

Gießen 
Göttingen 

U Hamburg 

MedHo Hannover 
TU Hannover 
TiHo Hannover 
PH Heidelberg 
U Heidelberg 
U Hohenheim 
PH Karlsruhe 
U Karlsruhe 
PH Kiel 
U Kiel 

U Köln 

U 
PH 
PH 
U 

U 
U 

Konstanz 
Lörrach 
Ludwigsburg 
Mainz 

Mannheim 
Marburg 

PH München 
TU München 

U München 

U Münster 

PH Niedersachsen 
PH Nürnberg 
PH Regensburg 
U Regensburg 
PH Reutlingen 
EWH Rheinland-Pfalz 
PH Ruhr 
PH Saarbrücken 
U Saarbrücken 

FÄCHER 
Psychologie; Pharmazie (Zulassungen werden 
von U Bonn ausgesprochen). 

Aufbauphase; Studienjahr. 

Medizin, Zahnmedizin, Tiermedizin, 
Psycholologie; Pharmazie. 
Lehramt an Grund-, Haupt- und Realschulen: 
Bewerber mit kleiner Matrikel werden nicht 
eingeschrieben. 
Architektur (Sonderregelung für den Studien- 
gang Stadt- und Regionalplanung). 
Struktureller numerus clausus. 
*) 
Medizin,Zahnmedizin, Psychologie; Pharmazie. 
Pharmazie; beantragt: Psychologie, Biologie. 

beantragt: Biologie. 
Aufbauphase. 
Medizin; Biologie, Chemie. 
Medizin, Zahnmedizin; Biologie, Chemie, Le- 
bensmittelchemie, Pharmazie; Chemieingeni- 
eurwesen, Elektrotechnik, Informatik. 

Medizin, Zahnmedizin, Psychologie; Biologie, 
Pharmazie. 

Medizin, Zahnmedizin, Psychologie; Biologie, 
Chemie, Pharmazie, Physik. 
Zahnmedizin, Psychologie**); Biologie. 
Medizin, Zahnmedizin, Psychologie; Biologie, 
Geographie, Physik. 
Medizin, Zahnmedizin, Psychologie; 
Pharmazie. 
Zahnmedizin. 
Biologie. 

Medizin, Zahnmedizin, Psychologie. 
Medizin; Biologie. 

Pharmazie. 

Medizin, Zahnmedizin, Psychologie; Mikro- 
biologie, Chemie (Diplom), Pharmazie. 
Medizin, Zahnmedizin, Psychologie; Biologie; 
beantragt: Chemie. 
Aufbauphase; Studienjahr. 

Medizin, Zahnmedizin, Psychologie; Biologie, 
Pharmazie. 
Psychologie; beantragt: Mathematik. 
Medizin, Zahnmedizin, Psychologie; Biologie, 
Pharmazie. 

Keine Neuzulassungen im Sommersemester 
1971*). 
Medizin, Zahnmedizin, Psychologie (Haupt- 
fach); Biologie, Lebensmittelchemie, Phar- 
mazie. 
Medizin, Zahnmedizin, Psychologie; Biologie, 
Pharmazie. 

Psychologie*' 

Biologie, Chemie, Geographie. Mathematik 
(mit Informatik),Mineralogie, Pharmazie, Phy- 
sik (mit Metallkunde); Anglistik, Germanistik, 

PH Schwäbisch 
BPH Stuttgart 
U Stuttgart*** 

Gmünd — 

Romanistik, Soziologie; Lehramt 
schulen in der math.-nat. Fakultät. 

Real- 

U Trier-Kaiserslautern 
U Tübingen 
U Ulm 
PH Weingarten 
PH Westfalen-Lippe 
PH Würzburg 
U Würzburg 

Biologie, Chemie, Physik; Bauingenieurwesen, 
Elektrotechnik, Informatik. 
Psychologie. 
Medizin, Zahnmedizin; Pharmazie. 
Aufbauphase; Studienjahr. 

Medizin, Zahnmedizin, Psychologie**); Biolo- 
gie, Chemie, Lebensmittelchemie,Geographie, 
Geologie, Mathematik, Mineralogie, Phar- 
mazie, Physik. 

*) Studienbeginn vielfach ausschließlich im Wintersemester möglich. 
**) Zulassungssperre. 
**) Zulassungen nur im Wintersemester; in den hier aufgeführten Fächern können 

Studienanfänger aufgenommen werden, „sofern Gründe vorliegen, die von den 
zuständigen Studienkommissionen und vom Rektorat anerkannt werden". 

Ihre Kommilitonen können es bestätigen ... 

Reparaturen an alten ■fiuhs 

schneit 

C. M. Schötteldreier 

4630 BOCHUM 

Herner Straße 10Z 

Telefon .14336 

Service 

Verkauf 

Ersatzteillager 

Wir reparieren - und tauschen nicht nur aus! 

Umweltschutz? 

Am 19. Mai nannte G. Hartkopf, 
Staatssekretär im Bundesinnenmi- 
nisterium, „nach 6 Monaten des 
Schweigens", erstmals Zahlen. Die 
von der Bundesregierung vorgese- 
henen Maßnahmen werden in den 
nächsten 5 Jahren ca. 36 Milliarden 
DM kosten; abgesehen von den 
Ausgaben, die durch steuerliche 
Anreize, günstige Kredite und Glo- 
balbürgschaften für die Industrie 
hinzukommen. 

Angesichts dieser Berechnungen 
ließ Hartkopf dann auch deutlich 
werden, wer zur Kasse gebeten 
werden soll („Wenn sämtliche Inve- 
stitionen und Betriebskosten über 
Abgaben und Preise auf die End- 
verbraucher überwälzt werden ,... 
müßte im Jahre 1975 mit Mehraus- 
gaben in Höhe von 100 Mark je 
Einwohner und Jahr für eine bes- 
sere Umwelt gerechnet werden.") 
und wer nicht („Wir wissen, wer 
unsere Partner auf Dauer sind!"). 
Gemeint ist die Industrie. 

Der BDI (Bundesverband der 
deutschen Industrie) („Bei einer 
überstürzten Gesetzgebung könne 
hier eine neue Ausgabenlawine in 
Gang kommen.*'), in dem die Haupt- 
umweltverschmutzer sitzen, 
braucht sich also keine Sorgen zu 
machen. Wie überall gilt hier der 
Grundsatz: 

Heilige Kühe werden nicht gemol- 
ken (geschweige denn geschlachtet), 
auch wenn sie alles vollscheißen! 

Ein zweiter Aspekt, der einen 
Zynismus ohnegleichen deutlich 
werden läßt, ist die Ruhe, mit der 
man an das Problem Umweltver- 
schmutzung herangeht. Alarmsig- 
nale aus Presse, Literatur und Wis- 
senschaft stellt Hartkopf als Grund 
für eine ungerechtfertigte „Massen- 
hysterie" hin. Natürlich ist der 
Grund dieser Verharmlosung klar: 

Kaufen Sie 
Tabak • Zeitungen 
Spirituosen 
Lebensmittel 
Brot + Backwaren 

Jrinkhatte Kotthoff 
(Mensaparkplatz) 
Neu: 

ßusfahrkarien aller /)(■/ 

Solangc sich die Industrie nur 
verbal zum Umweltschutz bekennt, 
aber nicht im geringsten bereit ist, 
dafür zu zahlen, muß eine Regie- 
rung vorsichtig lavieren, das exi- 
stenticlle Interesse der Gesamtheit 
zurückstellen. 

„. . . habe ich Ihnen doch schon gesagt, daß angesichts der gespannten Er- 
tragslage Umweltschutzausgaben . . ." 

Spartakus: 

Bundesverband 
Am 20./21. Mai wurde in der Bon- 
ner Universität der MSB (Marxisti- 
scher Studentenbund) gegründet. 
214 Delegierte von 36 Hochschulen 
und Fachhochschulen waren anwe- 
send. Die bisherige AMS (Assozia- 
tion Marxistischer Studenten) 
schloß sich hiermit zu einem ein- 
heitlichen Bundesverband zusam- 
men. Mit der DKP besteht laut 
Chr. Strawe (Bundesvorsitzender) 
ein „partnerschaftliches Verhält- 

lm Hcgge-Kollcg sind noch 3 
Wohnplätze für Studentinnen frei. 
Bewerbung: sofort! 

Honnef-Anträge sind so lange noch 
unentschieden, wie auf den Be- 
scheid des Akafö keine „Rechts- 
mittelbelehrung" gegeben wird. Al- 
le Briefe der Förderungsabteilung, 
die nicht mit einer „Rechtsmittelbe- 
lehrung" enden, haben nur infor- 
matorischen Charakter und weisen 
auf fehlende Unterlagen hin, die 
noch dazu nachzureichen sind! 

einenBrille 

Bochum, Kortumstraße 45 
u. Ruhrpark-Einkaufszcntrum 

Wir sind ein dynamisches Vertriebsunternehmen 

der Elektronik mit jungen Mitarbeitern 

im Zentrum Dortmunds. 

Wir suchen technisch-kaufmännisch 

interessierte Studenten für: 

1. ÜBERSETZUNGEN 

(englisch/deutsch, französisch/deutsch) 

2. WERBUNG 

Für unseren Geschäftsführer suchen wir 

einen rührigen und wendigen persönlichen 

Assistenten für verschiedene Aufgaben. 

Fahrprobleme lösen wir. 

Bitte, sprechen Sie mit Herrn Bruchhausen 

oder Herrn Reinelt 

Elektronik Bauelemente GmbH 

Dortmund, Viktoriastraße 15 — Telefon (02 31) 52 80 65 
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Kaum ein politisches Ereignis in der letzten Zeit ist derartig unterschiedlich, kontrovers einge- 
schätzt worden wie der Bürgerkrieg in Ostpakistan. Die Chinesen unterstützen das Militärregime 
in Pakistan, die kapitalistischen Länder begeistern sich neuerdings für Befreiungsbewegungen .. 

Der Bürgerkrieg in Pakistan 

Die Entwicklung 
Im Dezember 1970 gewann der 
Führer der Aufständischen, Scheich 
Mudschib-Ur Rehman, in den von 
Jahja Khan, Militär und Staats- 
oberhaupt Pakistans, ausgeschrie- 
benen Wahlen in Ostpakistan die 
überwältigende Mehrheit (167 der 
169 Wahlkreise Bengalens) und da- 
mit — auf ganz Pakistan bezogen 
— mehr als die Hälfte der 313 Sit- 
ze des pakistanischen Parlaments. 
Der damit faktisch zum Premier 
gewählte Mudschib verkündete, er 
wolle Ostpakistan eine eigene Ver- 
fassung geben, die fünf ostpaki- 
stanischen Provinzen sollten — ab- 
gesehen von Verteidigung und Äu- 
ßerem, das einer künftigen Zentral- 
regierung vorbehalten sein sollte 
— eine autonome Regierung erhal- 
ten. Zulfikar Bhutto, Wahlsieger in 
Westpakistan und Gegenspieler 
Mudschibs, verhinderte durch einen 
Boykott seiner Partei die erste Sit- 
zung der verfassungsgebenden Na- 
tionalversammlung. 

Jahja Khan verhandelte 11 Tage 
mit dem Scheich, Zeit genug, um 
weitere westpakistanische Truppen 
in die Ostprovinz zu transportieren. 
Der Scheich rief daraufhin seine 
Landsleute zum passiven Wider- 
stand auf. Dieser Widerstand hatte 
jedoch nichts mit dem Ghandischen 
Vorbild aus der indischen Kolonial- 
zeit gemein. Die 40 000-Mann-Ar- 
mee Westpakistans in Bengalen war 
zunächst Angriffsobjekt dieses „zi- 
vilen Ungehorsams"; während der 
dreiwöchigen „Regierungszeit" 
Mudschibs soll es auch zu grausa- 
men Ausschreitungen gegen nicht- 
bengalische Minderheiten gekom- 
men sein — die sowohl von West- 
pakistan wie Indien verhängte 
Nachrichtensperre verhinderte ge- 
naue Bestandsaufnahmen. Die Re- 
aktion der pakistanischen Armee 
erfolgte mit ungeheurer Schärfe. 
Die Schätzungen über die Anzahl 
der Opfer reichen von 80 000 bis 
500 000. 

Verhältnis West-Ost-Pakistan 
Ostpakistan (72 Mio Einwohner) 
fungiert mit seiner Juteausfuhr als 
Hauptdevisenbringer Gesamtpaki- 
stans. Nichtsdesto trotz liegt im 
Osten das Pro-Kopf-Einkommen 
um 47 Prozent niedriger, beträgt 
die Wachstumsrate des Bruttoso- 
zialprodukts 1/3 der Westpakistans 
(60 Mio Einwohner). Die in West- 
pakistan konzentrierte Industrie 
(22 Monopolisten kontrollieren 66 
Prozent der industriellen Anlagen, 
70 Prozent der Versicherungen und 
80 Prozent der Banken) über- 
schwemmt Bengalen vorwiegend 
mit minderwertigen Textilien zu 
überhöhten Preisen, so daß Ostpaki- 
stan nicht nur im wesentlichen die 
2,4 Mrd. (69/70) der nach Westpaki- 
stan fließenden Importe bezahlt, 
sondern dazu noch die schwachen 
Industrien dort mitfinanziert. 
Jährlich zieht der Westen 170 Mio 
DM Kapital aus dem Osten ob: 80 
Prozent der Auslandshilfe fließen 
in den Westteil des Landes. 60 Pro- 
zent des Staatshaushalts stehen der 
Armee und damit der Erhaltung 
des kolonialistischen Ausbeutungs- 
verhältnisses zur Verfügung. 

Die ostpakistanische industrielle 
und agrarische Bourgeoisie war 
nicht länger gewillt, das hinzuneh- 
men. 

Verhalten der Anderen 
Genau dies war der Punkt, an dem 
sich für China entschied, wer in der 
innerpakistanischen Auseinander- 
setzung zu unterstützen sei oder 
besser ungehindert handeln sollte. 
Die Awami-Liga des Mudschib ist 
keine sozialistische Bewegung. In- 
sofern konnte die an sich vorrangi- 
ge Unterstützung des „proletari- 
schen Internationalismus" — eben 
wegen Nicht-Vorhandenseins einer 
proletarischen Bewegung in Ben- 
galen — das zweite Prinzip, die 
friedliche Koexistenz, nicht außer 
Anwendung bringen. Was aller- 
dings im Sinne einer internationa- 
len sozialistischen Strategie gerade 
die Militärdiktatur Westpakistans 
für eine friedliche Koexistenz at- 
traktiv machen soll, bleibt rätsel- 
haft. Argumente, daß Pakistan, re- 
präsentiert durch Westpakistan, 
USA-feindlich eingestellt und als 
schwaches Glied in der Kette des 
US-Imperialismus zu erhalten sei, 
scheinen nicht ganz stichhaltig, zu- 
mal Pakistan noch Mitglied des 
SEATO-Paktes ist. Vielmehr drängt 
sich der Verdacht auf, daß — in 
Fortsetzung der Ping-Pong-Diplo- 
matie — China zunächst ein macht- 
politisches Arrangement anstrebt, 
was den Gegner Indien nicht zu 
stark werden läßt. Denn eine Ab- 

spaltung Bengalens von Pakistan 
hätte auch wegen einer vom Mud- 
schib bereits angedeuteten Annähe- 
rung an Indien eine Stärkung der 
indischen Position bedeutet. Ein 
abschließendes Urteil über die chi- 
nesische Politik in dieser Frage 
kann jedoch noch nicht gefällt wer- 
den: maoistische „Naxaliten" aus 
der indischen Provinz Bengalen be- 
ginnen, den Guerillakampf gegen 
— wie gesagt wird — die auf dem 
Rücken des Volkes gegeneinander 
kämpfenden Reaktionäre Bhutto 
und Rehman zu organisieren. 

Bezüglich der bürgerlichen Presse 
fiel auf, daß sie hier eine Befrei- 
ungsbewegung unterstützte, wäh- 
rend sie beispielsweise für die 
FRELIMO, MPLA, Vietcong etc. 
kaum Sympathie findet: eine bür- 
gerliche Befreiungsbewegung ist 
natürlich ganz was anderes! 

Das Verhalten der Sowjetunion 
ist — abgesehen von der prinzipiel- 
len Unterstützung von Volksfront- 
bewegungen — erklärlich aus dem 
Engagement in Indien. Die SU als 
bedeutendster Entwicklungshelfer 
Indiens hat natürlich ein Interesse 
daran, südlich von China in einem 
starken Indien vertreten zu sein. 

Der theoretische Streit, ob zur 
Ablösung kolonialistischer Struk- 
turen in Bengalen zunächst eine 
demokratische oder — wenn über- 
haupt — dann nur eine sozialisti- 
sche Bewegung zu unterstützen sei, 
sollte angesichts der fürchterlichen 
Massaker in den Hintergrund tre- 
ten; eine sozialistische Theorie muß 
das Gewaltproblem einbeziehen, sie 
kann nicht über eine halbe Millio- 
nen Tote hinwegsehen, der Rein- 
heit der Theorie wegen! 

Die nächste Aufgabe 
Angesichts der militant kontrover- 
sen Standpunkte beider Pakistan 
— bereits bei der Staatsgründung 
äußerte der spätere Premier Chow- 
dhuri Mohammed Ali, man solle 
nicht zuviel in die Ostprovinz inve- 
stieren, sie würde doch ihren eige- 
nen Weg gehen — erscheint ein 
weiteres Fortbestehen des Staats- 
verbandes illusorisch. Da die west- 
pakistanischen Truppen in Benga- 
len augenscheinlich nicht gewillt 
sind, die ökonomische Katastrophe, 
die angesichts der wegen der Flut- 
katastrophe zerstörten Reisernte 
anrollt, aufzuhalten, ist eine Auto- 
nomie des Landes, frei von westpa- 
kistanischen Truppen, Vorausset- 
zung dafür, daß überhaupt ein 
Überleben vieler Bengalen sicher- 
gestellt wird. Hier hat eindeutig die 
kurzfristige gute, wenn auch lang- 
fristig schlechtere Lösung den Vor-- 
rang! 

Personalstrukturreform: verplante Lehre 

Die neuen Thesen des NRW-Wissenschaftsministers Rau zur „Neuordnung" der Personalstruktur 
in NRW (von „Reform" spricht Rau vorsichtshalber erst gar nicht) sind ein entscheidender 
Schritt der Landesregierung, mit der Durchsetzung der geplanten „Hochschulreform" — sprich 
HOCHSCHULFORMIERUNG — jetzt ernst zu machen. Das Hochschulrahmengesetz ist bereits 
durch und durch antidemokratisch und reaktionär. Doch der Landesregierung von NRW ge- 
nügt das noch nicht: Sie füllt jetzt alle Lücken und Spielräume, die das Hochschulrahmenge- 
setz noch läßt — und das sind wenig genug — rücksichtslos aus, um die Hochschulformierung 
und damit die totale Unterwerfung der Hochschule unter die Interessen der Großindustrie vor- 
anzutreiben. 

Raus „Reform" 
PROFESSOREN sollen zu 6 bis 18 
Stunden Lehre verdammt werden. 
Laut Auskunft des Wissenschafts- 
ministeriums steht die Vorberei- 
tungszeit bei wissenschaftlicher 
Lehre der Lehrzeit 4:1 gegenüber. 
Das bedeutet, daß Professoren bis 
zu 90 (!) Wochenstunden mit Lehr- 
tätigkeit zubringen müssen — oder 
daß die Lehre nicht mehr wissen- 
schaftlich betrieben werden kann. 

In jedem Fall verschwindet da- 
mit die Forschung aus den Hoch- 
schulen und wird vollends in die 
Großindustrie verlagert! 

ASSISTENZPROFESSOREN 
sollen in den ersten 3 Jahren 3 bis 
9 Stunden, dann 6 bis 18 Stunden 
in der Lehre tätig sein. Das ent- 
spricht mit der notwendigen Vorbe- 
reitungszeit einer Wochenstunden- 
zahl von 45 bzw. 90 Stunden! 
Außerdem sollen die Assistenzpro- 
fessoren aber auch noch den Nach- 
weis der „pädagogischen Eignung" 
„unter Anleitung und Verantwor- 
tung eines Hochschullehrers" er- 
bringen. 
Das bedeutet die Einführung eines 
Referendariats und Etablierung der 
Ordinarienwillkür! 
— Der NEUE MITTELBAU soll aus 
einem Heer von Fußvolk bestehen, 
das billige Handlangerdienste und 
Hilfsarbeiten verrichtet. Akademi- 
sche Räte etc. sollen zu „wissen- 
schaftlichen Dienstleistungen" und 
„spezifischen Unterrichtsaufgaben" 
verpflichtet werden. Das Wissen- 
schaftsministerium gab auf Befra- 
gen Auskunft, es denke dabei z. B. 
an „zahnprotethische Kurse"" und 
„Spracheinübungen". 
— Zu besonderen Hilfeleistungen 
sollen die WISSENSCHAFTLI- 
CHEN HILFSKRÄFTE verpflichtet 
werden. Das Ministerium hat die 
unmißverständliche Auskunft gege- 
ben, daß die Tätigkeitsmerkmale 
der m. d. V. b.-Assistenten von heu- 
te denen der zukünftigen wissen- 
schaftlichen Hilfskräfte entsprechen 
(d. h.: Verwaltungsarbeit und 
Dienstleistungen für Professoren). 
— Der Zynismus des Wissen- 
schaftsministeriums zeigte sich, 
wenn es von den STUDENTI- 

SCHEN HILFSKRÄFTEN heißt: 
„Die Mitarbeit von studentischen 
Hilfskräften ist eine bewährte 
Möglichkeit zur Einführung der 
Studenten in eigene verantwortli- 
che wissenschaftliche Arbeit und 
Heranführung an die Aufgaben als 
Wissenschaftler an der Hochschule." 
— und das bei einer geplanten Stu- 
dienzeitverkürzung auf 2 Jahre 
(Wissenschaftsrat). 

Ziele dieser „Reform" 
Assistenten und Studenten sollen in 
ein Heer von billigen und willigen 
Hilfsarbeitern des Kapitals ver- 
wandelt werden. 

Denn an den Hochschulen soll ja 
nicht mehr geforscht und wissen- 
schaftlich gearbeitet werden — viel- 
mehr soll die Hochschule zu einem 
möglichst profitablen Betrieb wer- 
den, der eine reine Ausbildungs- 
funktion besitzt und die Industrie 
reichlich mit Menschenmaterial ver- 
sorgt. Diese Zielsetzung wird auch 
vom Wissenschaftsrat offen disku- 
tiert. 

Die Forschungsuniversität wird 
zu Grabe getragen. Jetzt wird es 
nur noch reine Lehrbetriebe geben. 
Dies ist der Anfang der totalen For- 
mierung der Hochschule! 

Manche Assistenten und Studen- 
ten glauben noch immer, sie könn- 
ten die Landesregierung dazu be- 
wegen, die Auswirkungen der bun- 
desweiten Hochschulformierung ab- 
zuschwächen. Das ist eine Illussion! 

Einerseits vertreten die Landes- 
regierungen dieselben Interessen 
wie die Bundesregierung, anderer- 
seits sind in den letzten 15 Jahren 
die Länderkompetenzen bereits so 
weit abgebaut worden, daß die 
Landesregierungen nur noch zu 
reinen Handlangerdiensten fähig 
sind. Die Einflußmöglichkeiten der 
Länder auf die Hochschulpolitik ih- 
rer Bereiche schwanden bereits 
durch die 
— Mehrquellenfinanzierung, durch 
die neben den staatlichen Organen 
zusätzliche Geldgeber — vor allem 
aus der Großindustrie — zuneh- 
mend die Hochschulpolitik in die 
Hand nahmen, sowie durch die 
— Verwaltungsabkommen, durch 

die weitgehend Länderkompeten- 
zen an staatliche Organe abgegeben 
wurden. Dazu kommt jetzt eine 
— zentral gelenkte Hochschulpoli- 
tik, die die Länder zu ihren direk- 
ten ausführenden Organen macht. 
Daher heißt es auch in den Rau- 
Thesen: „Bei den Vorarbeiten muß- 
te zunächst der Entwurf des Hoch- 
schulrahmengesetzes des Bundes 
abgewartet werden. Die Thesen er- 
gänzen den Entwurf des Hochschul- 
rahmengesetzes für die Verhältnis- 
se des Landes." 

Wenn jetzt die Assistenten schla- 
fen, werden sie noch nicht einmal 
ihr Ende miterleben! 

Aufgaben assistentischer 

Politik 
Für die Assistenten ergeben sich 

zwei notwendige Schlußfolgerun- 
gen, wenn sie ihren demokratischen 
Forderungen Nachdruck verleihen 
wollen. 
1. Die Assistenten müssen sich 

bundesweit gegen die staatli- 
chen Formierungsmaßnahmen 
wehren. 

Tragen wir diesen Kampf in die 
Bundes- und Landesverbände der 
Assistentenschaft und führen wir 
diesen Kampf konkret auf lokaler 
Ebene! Lassen wir uns nicht isolie- 
ren und von den Ordinarien beste- 
chen. Denn nichts kommt den ört- 
lichen Handlangern der Hochschul- 
formierung (Rektorat, Senat, Do- 
zentenschaft) gelegener als eine 
Spaltung der Assistentenschaft. 

Schließen wir uns zusammen! 
Schließen wir uns auch gewerk- 
schaftlich zusammen. Denn organi- 
satorisch geeint erreichen wir 
mehr! 
2. Die natürlichen Bündnispartner 

der Assistenten sind die Studen- 
ten. Diese sind durch die For- 

mierungsmaßnahmen wie z. B. Stu- 
dienreglementierungen aller Art 
genauso schlimm getroffen wie die 
Assistenten. Wollen wir etwas er- 
reichen, dann nicht über die Vertre- 
tung von Standesinteressen! 

Das Ministerium pfeift auf unsere 
Interessen. Wir müssen lernen, un- 
sere Interessen selbst zu vertreten 
und durchzusetzen! -fp- 

,Linke Diskussion' 

Klassenlage der wissenschaftlichen Intelligenz und gewerk- 

schaftliche Orientierung 

Eine genaue Untersuchung der subjektiven (!) und objektiven Klassenlage ist Voraussetzung 
jeglicher Tätigkeit sozialistischer Hochschulgruppen an der Uni. Eine hochschulpolitische Strate- 
gie wird dann determiniert von den Ergebnissen einer solchen Untersuchung. Im Folgenden sind 
zwei Ansätze dargestellt, die auf einer Bundesdelegiertenversammlung des SHB vorgetragen 
wurden. Wir halten den ersten Ansatz angesichts der Schwierigkeiten der Analyse besonders 
bei Medizinern, Juristen, Wirtschaftswissenschaftlern sowie Lehrern für zu undifferenziert; da- 
durch kommt er zu einer etwas zweifelhaften Hochschulstrategie. Der zweite Ansatz dagegen er- 
möglicht durch die Unterscheidung nach formeller und materieller Subsumtion einerseits und 
Delegation v. Kapitalistenfunktionen andererseits genauere Aussagen und verweist auf einen 
Hauptansatzpunkt hochschulpolitischer Arbeit, nämlich die fachspezifische Berufsperspektiven- 
analyse (s. Projektbereich Lehrerausbildung!). (Siehe nächste Ausgabe der BSZ) 

SHB Bonn (sog. „Spartakusfraktion"): 
Die neuen Verwertungsbedingun- 

gen des Kapitals setzen eine den 
neuen Anforderungen der Produk- 
tion angemessene Bildungs- und 
Berufsstruktur der Bevölkerung 
voraus. 

Ich kann Ihnen nur ralen BleibenSie. 
wie Siesind, meine Herren Studenten 

Damit gewinnen die Hochschulen 
eine neue Rolle: 
# als Produktionsstätten von 
Technologie und wissenschaftlichen 
Ergebnissen, die direkt in die Pro- 
duktion einfließen können oder im 
Reproduktionsbereich benötigt 
werden; 
# als Stätten der Qualifikation 
von Arbeitskraft für die Berufstä- 
tigkeit innerhalb und außerhalb des 
Bereichs der unmittelbaren Pro- 
duktion. 

Seien Sie Sauerteig,bringen Sie die 
heilsame Unruhe, ohne die unser Staat 
nicht gedeihen kann 

Diese Funktion der Hochschulen 
führt dazu, daß mit den zunehmen- 
den staatsmonopolistischen Formie- 
rungsmaßnahmen wie Konzentra- 
tion und Zentralisation der Ent- 
scheidungen über die Forschungs- 
planungen, Zentralisation der ge- 
samten Bildungsplanung in zen- 
tralen staatlichen und halbstaatli- 
chen Gremien und Instituten, Zen- 
tralisation der inhaltlichen Studien- 
formierung durch die Studienre- 

formkommission, vollständige Inte- 
gration der Finanzplanung in die 
Mifrifi, und damit Unterwerfung 
unter die kapitalistischen Konjunk- 
turzyklen mit allen Folgen, die 
Hochschulen einerseits selbst stär- 
ker zu Orten sozialer und politi- 
scher Auseinandersetzungen wer- 
den, andererseits an die allgemei- 
nen gesellschaftlichen Auseinander- 
setzungen enger herangerückt wer- 
den. 

Diese Entwicklungen geben den 
Auseinandersetzungen im Hoch- 
schul- und Schulbereich, im Staats- 
apparat und im Gesundheitswesen 
eine neue Bedeutung, weil hier 
ökonomische Auseinandersetzun- 
gen objektiv und subjektiv ver- 
schärften politischen Charakter be- 
kommen. 

Die Politik der gewerkschaftli- 
chen Orientierung beruht weiter 
auf einer Klassenanalyse der 
Studenten, sowie ihrer berufsper- 
spektivischen Klassenlage. Diese 
Analyse stellt fest, daß die über- 
wiegende Mehrheit der heutigen 
Studenten an den Universitäten, 
PHs, Fachhoch- und Ingenieur- 
schulen in der Perspektive vom 
Verkauf ihrer Arbeitskraft leben 
wird, daß sie diesem zentralen 
Konflikt teilweise bereits während 
ihrer Ausbildung in Fragen der so- 
zialen Sicherheit der Ausbildung, 
der Konkurrenz und Leistungssitu- 
ation zu spüren bekommen. Auch 
eine Übersicht über die Verteilung 
der Studenten nach Fächern zeigt, 
daß die große Mehrheit der Studen- 
ten einem Studium nachgeht, das in 
der Aneignung von Qualifikationen 
für die Produktion von Mehrwert 
oder für die Anstellung durch den 
imperialistischen Staat zur Herr- 
schaftssicherung besteht. 

Ausgehend Voh dieser - (grob uitt- 
rissenen) Klassenanalyse analysiert 

der SHB die Interessen der Studen- 
ten, die — perspektivisch —denen 
ihrer späteren Berufstätigkeit zum 
Teil immer ähnlicher werden ... 

.. .Zu diesen Interessen kommt 
noch das Interesse der Studenten 
an materieller und sozialer Sicher- 
heit während der beruflichen Vor- 
bereitungszeit sowie das politische 
Interesse an der Mitentscheidung 
über Ziel und Inhalt der Ausbil- 
dung wie des späteren Arbeitsplat- 
zes und seiner Arbeit. Diese Inter- 
essen der Mehrheit der Studenten 

In diesem Sinne : Zählen Sie auf mich 
alten Knaben, der sich ein Herz für 
die Jugend bewahrt hat .. halten Sie die Fahne hoch, adjö.adjö 

sind unmittelbare materielle Inter- 
essen des potentiellen akademi- 
schen Facharbeiters. Von daher be- 
steht die Möglichkeit, in der Einbe- 
ziehung der Mehrheit der Studen- 
ten in die praktische Artikulation 
und Durchsetzung ihrer Interessen 
Keimformen gewerkschaftlichen Be- 
wußtseins zu erzeugen. Die Orien- 
tierung wird umgesetzt über die 
zwei entscheidenden Hebel in der 
Hochschulpolitik: die sozialistischen 
Hochschulgruppen, also auch der 
SHB, und die Fachschaften und Ba- 
sisgrUppen. 

Ach, was wäre unsere Demokratie ohne ihre 
Stürmer und Dränger, die Hechte im Karpfenteich, 
ohne diesen herrlichen, durch nichts zu 
bremsenden Überschwang 

v 

Ratschlag für Kinogänger 

annehmbar — CAPITOL — 9./10. 6. 
JERRY - DER LADENHÜTER (Guess Who's Minding The Store). Gilt 
als einer der besten Jerry-Lewis-Filme. 

ÜBERRAGEND - nur Do., 10. 6. - STUDIO 
WILDE ERDBtEREN. Ingmar Bergman's vielleicht bester Film neben 
.Lächeln einer Sommernacht', fast ohne metaphysisches Pathos oder 
verquältes Gottessuchertum. — Ein alter Professor erkennt auf der 
Schwelle zum Tod, wie falsch er gelebt hat und wie sehr er sich und 
den anderen das Leben vermiest hat. Er sieht, wie Verdrängung, Feig- 
heit und mangelndes Engagement die Menschen kaputtmacht. Er zieht 
die Konsequenzen. 
Trotz des subtil-psychologischen Handlungsvorwurfs ein sehr spannen- 
der Film, einer der besten der Weltkinematographie der 50er Jahre. 
Mit Victor Sjöström, Bibi Andersson, Ingrid Thulin, Max von Sydow. 
„Absolute Meisterschaft in der Schauspielerführung" — Godard. 
Schwarz/Weiß, Normalformat. 

belanglos — STUDIO — 9. 6. — 16. 6. 
FIRST LOVE von Maximilian Schell. Allzuschöne Liebesromanze eines 
pubertierenden Knaben ohne Aussicht auf Erfüllung. Film von einem 
akzeptablen Schauspieler (Schell) und mit einem akzeptablen Regis- 
seur (Johannes Schaaf: .Tätowierung') in einer Nebenrolle. Man hätte 
tauschen sollen. — „Geschäcklerisch, gelegentlich manieriert" (Film- 
echo/Filmwoche). Der Film ist für den Oscar nominiert. — Buch nach 
Turgenjew,- Bild mit schönen Kostümen, Apfelbiüten, Chopin-Musik 
und Reyno. 

Redaktioneller Hinweis 
Dieser Ratschlag für Kinogänger soll in Zukunft regelmäßig erschei- 
nen. Titel, die für ein studentisches Publikum von sekundärem Inter- 
esse sind (Kolle, Mutzenbacher, Heintje & Co.) erscheinen in ihm 
nicht. Unsere Beurteilungen ziehen wir aus eigenen Kenntnissen der 
Filme und Regisseure, aus der Filmfachpresse und aus dem Werbe- 
material der Industrie. 

Sonderposten Kofferschreibmaschinen 

(Fabrikverpackt) soeben eingetroffen 

Olympia Monica DM?? 

Olympia SM 9 DM?? 

Einmaliger Werbepreis nur bis 31. 7. 71 und 

solange der Vorrat reicht. 

Schreiben Sie bitte an Studenten-Einkauf, 

3406 Bovenden 

INSTITUT FÜR KONTAKTLINSEN 

c^pjsphCT 
Kleinstlinsen 

angenehm zu tragen 
unsichtbar - unzerbrechlich 

BRILLEN OAUt 

SUDRING 20 

links 

Sozialistische Zeitung 

bringt monatlich auf etwa 24 Seiten 
Aktionsmodelle, 
Beiträge zur sozialistischen 
Theorie und Strategie, 
Berichte aus der Linken 
international. 
„links" ist illusionslos, 
undogmatisch - 
eine Zeitung für Theorie der Praxis 
und für Praxis der Theorie. 
Einzelpreis DM 1.20 
Bezugspreis, jährlich, DM 15.-. 
Probenummern bei 
Sozialistisches Büro, 
605 Offenbach 4, Postfach 525. 

Probenummer anfordern bei 
Sozialistisches Büro, 
605 Offenbach 4, Postfach 591 
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GEW an der RUB 
Die Gewerkschaft Erziehung und 
Wissenschaft (GEW) hat sich bereit 
erklärt, der finanzschwachen Bun- 
desassistentenkonferenz (BÄK) Do- 
mizil zu gewähren. Diese Entwick- 
lung zeitigte jetzt auch erste Aus- 
wirkungen an der RUB. Nach mehr- 
jährigem Dornröschenschlaf unter 
der Leitung von Hans-Martin Saß 
fand vor kurzem eine erste gutbe- 
suchte Mitgliederversammmlung 
statt. Es wurde ein aktives Mitwir- 
ken der Hochschulgruppe auf der 
Seite der progressiven Hochschul- 
angehörigen beschlossen. 

Die Mitglieder des neugewählten 
Vorstandes: die Assistenten Willy 
Wyniger, Hans Kaiser, Jürgen 
Link sowie die Studenten Ulrich 
Schröder und Georg Kerski. 

schenken1 
geht zu 

Karinsßautique 
Bochum, Kortumstraße 98 

1000 Kinkerlitzchen 

Marten auf Euch! 

Politisches UP? 

„Diese Frage kann man nur politisch beantworten" — auf diesem Standpunkt steht Robert 
Farle (Spartakus) und gibt auch gleich die Antwort: „Ob das UP rechtswidrig ist oder nicht, ist 
für unsere Arbeit in diesem UP völlig egal." Der Erkenntnis, daß das UP rechtswidrig ist, kann 
sich keiner verschließen; über die notwendige Reaktion auf diese Erkenntnis gibt es allerdings 
verschiedene Auffassungen. 

Rechtswidrigkeit des UP 
soll vertuscht werden 
Der Wahlprüfungsausschuß des UP, 
dessen Aufgabe es ist, die ord- 
nungsgemäße Durchführung der 
UP-Wahlen zu kontrollieren, hat 
festgestellt: 
— Die von Staatskommissar Saß 

erlassene Wahlordnung, nach 
der dieses UP gewählt worden 
ist, widerspricht in wesentlichen 
Teilen den Bestimmungen der 
RUB-Verfassung und ist somit 
rechtswidrig. 

— Die Durchführung der Wahlen 
weist darüber hinaus so viele 
Verstöße gegen die Wahlord- 
nung auf, daß allein aufgrund 
dieser Mängel die Wahl fast al- 
ler UP-Vertreter für ungültig 

erklärt werden muß. 
Diese Tatsache läuft der Strate- 

gie der BSU-Spartakus-FHV-Ver- 
fechter des 6-Wochen-UP selbst- 
verständlich zuwider. Diese Grup- 
pen haben jedoch zuviel Prestige in 
die Frage dieses UP investiert, um 
jetzt zugeben zu können, daß sie 
auf den Staatskommissar hereinge- 
fallen sind — wovor der AStA ge- 
warnt hatte — und ihm nicht von 
einem politisch und rechtlich unan- 
fechtbaren UP aus nachträglich 
eine politische Abfuhr erteilen kön- 
nen. (Das hat die studentische Frak- 
tion auch gar nicht erst versucht-) 

Das Eingeständnis einer politi- 
schen Fehlinvestition in der Frage 
des 6-Wochen-UP kommt daher für 
Spartakus und FHV nicht in Frage. 
Deshalb soll der vernichtende Be- 
richt des Wählprüfungsausschusses 
hinausgezögert werden — möglichst 
bis zum Ablauf der sowieso sehr 
kurz bemessenen Amtszeit dieses 
UP. 

Die assistentische UP-Fraktion 
unterstützt erstaunlicherweise die- 

se Verschleierungstaktik. Die Mo- 
tivation der Assistenten ist dabei 
unklar, weil auch die Assistenten 
politische Bedenken gegen das 6- 
Wochen-UP hatten. Der Assisten- 
tenrat hatte sich nur deshalb dem 
Boykottaufruf des AStA nicht an- 
geschlossen, weil er, eine solche Po- 
litik in der Assistentenschaft nicht 
vermitteln zu können glaubte. Es 
dürfte jedoch nicht schwierig sein, 
der Mehrheit der Assistentenschaft 
klarzumachen, daß ein rechtswidri- 
ges UP für die Assistenten auch po- 
litisch keine Relevanz hat. 

Wir müssen jedenfalls damit 
rechnen, daß das UP — in der Ge- 
wißheit seiner eigenen Unrechtmä- 
ßigkeit — seine Zeit „absitzen" 
wird. Die praktische wie politische 
Relevanz der UP-Arbeit ist bei die- 
ser Konstellation allerdings gleich 
Null. 

Gerade deshalb ist die Zähigkeit 
von Bedeutung, mit der die BSU- 
Spartakus-FHV-Vertreter an ihren 
UP-Sitzen kleben. 

Falsche Prioritäten 
Die Entscheidung dieser Gruppen 

für die Arbeit in einem rechtswidri- 
gen und politisch fragwürdigen UP 
beweist eine eindeutige politische 
Proritä tense tzung: BSU, Sparta- 
kus und FHV messen der Institu- 
tion UP mehr Gewicht bei als der 
Arbeit in der verfaßten Studenten- 
schaft (AStA, Fachschaften, Pro- 
jektbereiche etc.) und halten an die- 
sem Prinzip selbst jetzt noch fest, 
wo die objektiven Bedingungen für 
die versprochene „Ausnutzung des 
UP im Interesse von Assistenten 
und Studenten" vollends ver- 
schwunden sind und auch die Vor- 
aussetzungen für eine politische 
Arbeit im UP im Sinne des Ak- 
tionskonzepts fehlen. 

Ein solches Verhalten ist nicht 
einmal mehr mit euphorischem Op- 
timismus zu erklären. Spartakus 
und FHV werden es schwer haben, 
diese Politik an die UP-Wähler zu 
vermitteln. Es ist eindeutig, daß 
diese Gruppen keine Perspektive 
außer der Gremienarbeit haben — 
und auch diese Perspektive ist, wie 
die UP-Praxis der Genossen zeigt, 
keine politische, sondern eine gre- 
mienimmanente. Arbeit an der 
studentischen Basis ist der Gre- 
mienarbeit untergeordnet, für das 
UP gaben Spartakus und FHV so- 
gar den AStA auf. Farle sagte es 
ganz deutlich: „Wenn wir das UP 
aufgeben, heißt das, die Hände in 
den Schoß legen!" 

Spartakus und FHV haben vor 
den UP-Wahlen den Anspruch er- 
höben, dort politisch arbeiten zu 
wollen. Das haben sie nicht getan, 
das werden sie auch nicht mehr tun. 
Sie haben sich in den von der Uni- 
Bürokratie vorgegebenen Arbeits- 
rahmen des UP eingepaßt und ge- 
bärden sich konstruktiv. 

Politische Arbeit in diesem UP 
zu leisten, ist den beiden Gruppen 
auch von ihrem ideologischen An- 
satz her nicht möglich. Denn das 
UP für den politischen Kampf zu 
instrumentieren, heißt den Stellen- 
wert der UP-Arbeit im Kampf der 
Studenten für die Durchsetzung ih- 
rer Interessen richtig einzuordnen. 
Das UP ist im Rahmen dieses- 
Kampfcs dann sinnvoll, wenn es 
ihn weitertreibt. 

Für eine solche Funktion des UP 
fehlen jedoch im Falle dieses 6-Wo- 
chen-UP die politischen Vorausset- 
zungen und Bedingungen (s. auch 
Aktionskonzept), und Spartakus 
und FHV sind objektiv nicht in der 
Lage, das UP zu einem Instrument 
des polltischen Kampfes der Stu- 
denten zu machen. rze 

Die Prüfung bei den 

Chemikern gefährdet 

Die Universitätskommission für Lehre (UKL) hat in ihrer letzten 
Sitzung die Diplomprüfungsordnung der Chemiker abgelehnt, 
das UP hat sich diesem Beschluß angeschlossen. Grund für die 
Ablehnung war vor allem der enorme Prüfungsdruck (Prüfun- 
gen nach dem 2., 3. und 4, Semester) und das vollkommen ver- 
schulte Studium, das den Studierenden keinen Raum für eigene 
wissenschaftliche Arbeit läßt (s. auch BSZ Nr. 77 und 78). 

Fachschaft 

gegen Ordnung 
Die Fachschaft Chemie steht hin- 

ter den Beschlüssen der UKL und 
des UP. Anfangs hatte die Fach- 
schaft die Diplomprüfungsordnung 
unterstützt, weil sie partielle Ver- 
besserungen für die Chemiestuden- 
tn schaffte: so z. B. Verkürzung 
der Studienzeit, die bei den Chemi- 
kern bisher übermäßig lang war, 
oder teilweise Verbesserung der 
Prüfungsbedingungen. 

Der Kritik, die die Fachschaft in 
einigen Punkten trotzdem äußerte, 
begegneten die Professoren mit 
dem durchschlagenden Argument, 
die Prüfungsordnung müsse sich an 
die Vorschriften der „Allgemeinen 
Bestimmungen für Diplomprü- 
fungsordnungen" und der Rahmen- 
ordnung für Chemie halten. Die 
Fachschaft war noch nicht lange ge- 
nug im Amt, um diese Taktik der 
Professoren zu durchschauen: die 
„Allgemeinen Bestimmungen" sind 
von Rau ausdrücklich zurückgezo- 
gen worden, um „Experimente" zu 
ermöglichen, und auch die Rahmen- 
ordnung gilt nicht. 

Das jedoch wollen die Herren 
Professoren nicht zugeben, denn 
das hätte ihre wahren Intentionen 
entlarvt: 

Durchsetzung einer Prüfungsord- 
nung auch gegen den Widerstand 
der Studenten, die die Studenten in 
einen von den Professoren gelenk- 
ten und von oben bestimmten Stu- 
diengang, der den Studenten so gut 
wie keinen Raum für wissenschaft- 
liche und forschungsbezogene Ar- 
beit läßt, sondern sie, mit Fachwis- 
sen beladen, gebrauchsfertig und in 
jeder Richtung einsetzbar in unter- 
geordnete Positionen in der Wirt- 
schaft entläßt. 

In Diskussionen mit dem AStA 
und Mitgliedern der UKL wurde 
der Fachschaft klar, daß die Prü- 
fungsordnung ein Reglementie- 
rungsinstrument darstellte, das den 
staatlichen Vorstellungen von einer 
Hochschulreform" exakt ent- 
spricht. In den Empfehlungen des 
Wissenschaftsrats ist denn auch 
nachzulesen, daß für die Chemie 
Kurzstudiengänge eingerichtet wer- 
den, damit der wirtschaftliche Be- 
darf an mittelmäßig ausgebildeten 
Chemikern für mittelmäßige Posi- 
tionen (Verkauf, Werbung) gedeckt 
werden kann. Solche Kurzstudien- 
gänge sind in der Diplomprüfungs- 
ordnung für Chemie bereits ange- 
legt (wenn auch noch nicht prakti- 
ziert). 

Aus diesen Gründen stellte sich 
die Fachschaft gegen die Prüfungs- 
ordnung. Sie erkannte, daß auch 

eine nur vorläufige Genehmigung 
dieser Ordnung endgültige Zustän- 
de in der Abteilung Chemie schaf- 
fen würde: nämlich das Ende aller 
Möglichkeiten, progressive Refor- 
men durchzuseztcn. 

Übergangsbestimmungen 

boykottiert 
Die Professoren hatten ein zwei- 

tes taktisches Argument auf ihrer 
Seite, das die Fachschaft lange nicht 
durchschaute: Ende des Sommerse- 
mesters stehen die ersten Chemie- 
studenten zur Diplomvorprüfung 
an. Damit rechtfertigen die Profes- 
soren die angebliche Notwendig- 
keit, die Diplomprüfungsordnung 
möglichst schnell durchsetzen zu 
müssen. 

Um mögliche Härten für diejeni- 
gen Studenten auszuschließen, die 
gegenwärtig im 4. Semester sind 
und die Diplomvorprüfung ablegen 
wollen, empfahl die UKL die vor- 
läufige, bis zum 31. 12. 71 befristete 
Genehmigung der in den „Über- 
gangsbestimmungen" der Chemi- 
ker-Ordnung vorgesehenen Rege- 
lungen für Viertsemester. 

Hier wurde die reaktionäre Ziel- 
setzung der Professoren ganz deut- 
lich: anstatt mit dieser Lösung zu- 
frieden zu sein, — schließlich sind 
die Übergangsbestimmungen Teil 
ihrer Ordnung —, verschleppen die 
Professoren nun die Genehmigung 
der Übergangsbestimmungen durch 
den Wissenschaftsminister und ge- 
fährden damit ernsthaft die Durch- 
führung der Diplomvorprüfung am 
Ende dieses Semsters: 
— Der Senat weigerte sich, dem 
Beschluß des UP die notwendige 
Zustimmung zu erteilen. Er will 
sich nur mit „ganzen" Ordnungen 
befässen. 
— Die Fakultät der Abteilung Che- 
mie will die Angelegenheit neu be- 
raten und läßt bereits durchblicken, 
daß das nicht so schnell gehe — die 
dahinterstehende Drohung kann 
kaum überhört werden. 

Die Studenten der Abteilung 
Chemie dürfen vor diesen Drohun- 
gen jetzt nicht zurückschrecken. 
Sie müssen auf ihren Forderungen 
nach einer progressiven Ordnung 
und auf der Anwendung der Über- 
gangsbestimmungen bestehen und 
ihre Forderungen durch massiven 
Druck durchsetzen! rze 

Auslandstudienkosten müssen vor 
dem 30. 9. 71 beim Akafö (Bar. IV) 
angemeldet werden; sonst ist kei- 
ne Gewähr der Kostenerstattung 
gegeben. Das BAFöG mcht'i un- 
möglich! 

Frage: 
Nehmen Sie das Blatt in 

die Hand, schließen Sie das linke 
Auge und fixieren Sie mit dem rechten Auge 

den weißen Kreis links. Wenn Sie das Blatt nun 
langsam in eine Entfernung von ca. 30 cm vom Auge 

'bringen, so verschwindet plötzlich der kleine weiße Kreis1 

auf der rechten Seite. - Wie erklären Sie sich das? 

puis epuBisuu uaqas nz iqom 
aßuequauiuiBsnz assiMaß pun puis puqq iiaiped aßnyuaiipaj 

wap jne jaual Jias uaqosinao uajsjauj aip gep 'uejep Jaqe 
sa Jßan ||8)|q'd!|)P!W u| uaqatsaq - iiaygoiipugdiuaun ^ ' 

-upn ooA aiiais euie - „>paid Jepuna" Joiuueu 
-aßos uia aßny uaipnipsuaui im gep fap 

-ugjßaq iiiuep saip ublu )sq jaqsig 
:iJOM>uv eßlUPM 
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Gespräch zweigleisig 

In der letzten BSZ hat Renate Zimmermann-Eisel die Probleme 
derjenigen Studenten angerissen, die noch bei „Muttern" woh- 
nen. Dabei charakterisierte sie durch eine rationale Betrachtung 
der auftretenden Konflikte Hintergrund und Ausprägung der Ab- 
hängigkeit, die auf der Wohngemeinschaft mit den Eltern be- 
ruht. Es ist allerdings auch wichtig, gerade von der emotionalen 
Seite her deutlich werden zu lassen, daß die beschissene Situ- 
ation nicht eine einzelne, atypische, sondern eine bei vielen an- 
deren „Zu-Hause"-Wohnern vorliegende ist. Durch die Erkennt- 
nis, daß auch gefühlsmäßig eine breitgestreute Parallelität der 
Probleme vorliegt, wird es leichter, fremde Lösungsansätze zu 
übernehmen. 

Na, wie war's denn? 
Himmelherrgott, was die wieder 
fragen! Dieses ständige Kontrol- 
liert-Werden, auch wenn es nicht 
so gemeint ist, kotzt einen langsam 
an! 
Goch, nichts Besonderes. 

Warst Du heute im Seminar? 
Soll ich jetzt erzählen, daß ich Ba- 
den war? Nee, lieber nicht, besser 
so: 
Ja, aber es war nichts Wichtiges. 

Bist Du morgen zum Mittagessen zu 
Hause? 
Verdammt noch mal, weiß ich doch 
nicht; kommt darauf an, wen ich in 
der Cafeteria treffe. 
Weiß ich noch nicht! 

Wie bitte, Du wirst doch wohl sagen 
können, ob Du zu Mittag zu Hause 
bist?! 
O Gott! Lieber den Weg des gerin- 
geren Widerstandes. 
Nein! Ich hab da, glaub ich, 'ne 
Vorlesung; ich esse in der Mensa! 

Komm nicht so spiit nach Hause! 
Was geht denn die das an?! 
Weiß noch nicht! 

Auf jeden Fall meldest Du Dich 
noch mal, wenn Du nach Hause 
kommst!' 
Begreifen die nicht, daß ich mal er- 
wachsen werden will?! 

Hast Du heute warm gegessen? 

Wenn ich jetzt sage, wie's wirklich 
war, regen die sich bloß auf. 
Ja, 

War es auch genug? 
Nein, ich bin schon vor Hunger ge- 
storben! Sind die eigentlich doof? 
Ja, natürlich! 

Bist Du auch wirklich satt? . 
Es gibt eine Form penetranter Be- 
sorgnis! 
Ja, hab ich doch schon gesagt! 

Stell Dir vor, die Frau Meier von 
nebenan ... 
Ach Gott, wieder diese alte Platte; 
wenn die wüßten, wie so total unin- 
teressant das ist! 

Stimmt es eigentlich, daß Du am 
Mittwochabend mit Ulla hier warst, 
tvo wir weg waren?! 
Vorsicht! Es geht los! 
Und wenn schon, was geht Euch 
das eigentlich an?! 

Was fällt Dir eigentlich ein, schließ- 
lich sind wir Deine Eltern! 
Was fällt denen eigentlich ein? 
Sind die irgendetwas Besonderes, 
weil sie meine Eltern sind?! Hab 
ich mir die ausgesucht?! Bin ich 
.nicht nur Produkt ihrer Lust?! Was 
ist das Metaphysische an Eltern- 
schaft?! 

Also, wie war das am Mittwoch? 
Also gut: 
Ja, wir waren hier! 

Arbeit 

auf Zeit in 

Büro, 

Industrie und 

Technik! 

Wir bieten Ihnen die Möglichkeit dazu. Sie können bei uns während 
deS'Studiums, in den Semesterferien, arbeiten. Bei uns finden Sie ein 
breites Betätigungsfeld mit interessanter und abwechslungsreicher 
Arbeit auf Zeit. Wir zahlen gut. Unsere Büros in Bochum, Dortmund, 
Düsseldorf, Duisburg und Essen geben Ihnen jederzeit Auskunft. Wir 
haben den Draht zur Industrie. Rufen Sie uns doch mal an. 

Bochum, Untere Marktstr. 4, Tel. 60206 
Dortmund, Friedhof 8, Tel. 527328 
Düsseldorf, Berliner Allee 4, Tel. 358021 
Duisburg, Münzstr. 19, Tel. 26686 

. Essen, Lindenallee 68, Tel. 235291 

adia 

interim 

Kanzler Seel 

provoziert Unfälle 

Ein Baustellen-LKW zerfetzte Montag abend vor MA einen Stu- 
denten-VW, der die Vorfahrt offensichtlich nicht richtig beachtet 
hat — die beiden Insassen des VW wurden schwer verletzt. 

Trifft hier den VW-Fahrer die al- 
leinige Schuld??? 

Der LKW hatte vor der Kreu- 
zung nur das Richtzeichen „Vor- 
fahrt" (nur Hinweis zur Erleichte- 
rung des Verkehrs nach der neuen 
StVO; es berechtigte den LKW so- 
mit nicht, ohne Rücksicht auf den 
VW in die Kreuzung einzufahren, 
in der der Querverkehr (derPKWs) 
viel zahlreicher ist als der vor- 
fahrtsberechtigte LKW-Verkehr). 

Uni-Kanzler Seel, der für die Ver- 
kehrsregelung verantwortlich ist, 
erließ lediglich für die Nordseite 
der Kreuzung eine Geschwindig- 
keitsbegrenzung auf 30 km/h. Von 
dieser Seite her ist die Kreuzung 
für die LKWs jedoch sowieso gut 
einzusehen. 

Der Unfall kam jedoch aus der 
Richtung der G-Gebäude. Von hier 
aus kann die Kreuzung nur schlecht 
eingesehen werden — dennoch ist 
gerade hier keine Geschwindig- 
keitsbegrenzung für LKW vorge- 
sehen. LKW, die aus der Forum- 
Baustelle kommen, haben genau 
100 m ebener Straße zur Beschleu- 
nigung, ehe sie „blind", jedoch vor- 
fahrtsberechtigt, in die Kreuzung 
einfahren. Da viele LKW-Fahrer 
im Akkord arbeiten, fahren sie 
hier schneller, als es zulässig wäre. 

Der Kanzler hat hier grob fahr- 
lässig seine Verkehrsregelungs- 
pflicht verletzt, indem er nichts ge- 
gen die LKW-Rennbahn unter- 
nahm! Aber Krankenhausrechnun- 
gen scheinen ihm billiger zu sein, 
als Ampelanlagen o. ä. 

Achtung! Wer kennt das BAFöG-lnfo 

der NRW-ASten noch nicht?! 

Besonders wichtig für Honnef- 

Empfänger! 

Erhältlich beim AStA in Baracke 1, 

Zimmer 17. 

Junge, wir wissen ja, daß wir uns in 
jeder Hinsicht auf Dich verlassen kön- 
nen! Aber stell Dir doch mal vor ... 
Jetzt kommt die verständnisvolle 
Tour. „Sind ja auch mal jung ge- 
wesen." Scheiß — repressive Töle- 
ranz! 

Aber Du mußt verstehen, Du kennst 
ja den Kuppelparagraphen . .. 
Na ja. In gewisser Hinsicht zwingt 
der Staat sie zu dieser Spießigkeit. 

Also, wenn das noch mal vor- 
kommt ... 
Aha, die Maske ist gefallen, bin al- 
so doch nicht „verläßlich". 

Übrigens, um 7 ist Abendessen! 
Dieser eingerastete Tageslauf! 
Merken die eigentlich nicht, daß sie 
über mich herrschen, mich immer 
noch nach ihren Vorstellungen ge- 
stalten wollen?! Wie soll ich da je- 
mals fundiertes Selbstbewußtsein 
entwickeln?! Eins ist klar: ich füh- 
le mich dabei beschissen! Andau- 
ernd dies Aufpassen, nichts Fal- 
sches zu sagen, dies langweilende 
Geschwätz! Am Wochenende hocke 
ich denen den ganzen Tag auf der 
Pelle! Hoffentlich hat Ulla da Zeit, 
daß wir weg können. 

Sag mal, wolltest Du nicht bei Pro- 
fessor X einen Schein machen? 
Keine Lust dies Semester. Der er- 
zählt da sowieso bloß Blödsinn. 
Aber für die erzählt ein Professor 
e definitione keinen Blödsinn. Ist 
dummerweise 'n Pflichtschein. Ist 
aber eigentlich verständlich, daß 
die Scheine sehen wollen, solange 
die mich mitfinanzieren müssen. 
„Eigene Bezahlung der Ausbildung 
als vornehme staatsbürgerliche 

Pflicht." Bei den Rechten haperts 
dann. Aber wenn ich mit Ulla die 
zwei Wochenenden wegfahre, mal 
sehen, wie ich denen das beibiege, 
habe ich keine Zeit für den Schein. 
Ja, aber es sieht nicht so gut aus. 
Den schafft sowieso kaum einer 
beim ersten Male! 

Gut. Aber sieh zu, daß Du so 
schnell wie möglich .. . 

Finanzielle Unabhängigkeit for- 
ever! Warum bringt die „„Reform" 
namens Ausbildungsförderungs- 
gesetz eigentlich keine familienun- 
abhängige Förderung, obwohl sogar 
die westdeutsche Rektorenkonfe- 
renz dafür war? Da scheint System 
drin zu liegen! Die Familienhierar- 
chie als Übung zur gesamtgesell- 
schaftlichen Hierarchie! Emanzipa- 
tion for never! 

Stellst Du uns Ulla mal vor? 
Jetzt ist Schwiegertochterbeschau 
dran! Na ja. Gut, daß ich wenig- 
stens Ulla habe! 
Mal sehen, sie hat ziemlich viel zu 
tun! 

Bring sie doch mal mit; wir möch- 
ten so gern an Deinem Leben teil- 
haben ... 

Richtig erkannt! Bloß, daß ich das 
nicht will! Dieses ständige In-Ab- 
hängigkeit-gehalten-werden hin- 
dert mich daran, mich zu emanzi- 
pieren, mich ohne Zwänge mit mir 
eins zu fühlen, mich nicht schizoid 
verhalten zu müssen! Was gehen 
dabei für nervliche Kräfte drauf, 
nutzlos vergeudet. Die einzige Kon- 
sequenz: weg von zu Hause, mög- 
lichst finanziell unabhängig! 
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Bochum, Hans-Böckler-Str. 26 • Telefon 14632 

Täglich von 14.00 Uhr mittags bis 1.00 Uhr 

nachts geöffnet / Normale Preise 

Abt. SoWi: 

Dekan belügt 

Minister und Rektor 
Nachdem der „Wohlfahrtsausschuß" der Fachschaft SoWi einige 
geheime Dokumente zugeleitet hat, ist nun endgültig erkenntlich 
geworden, daß die Landwehrmann-Berufung nur Teil eines klug 
ausgetüftelten Planes der Papalekasclique darstellt, der das Ziel 
hat, den Papalekas hörigen Schülern Pankoke, Lipp und Land- 
wehrmann einen Ordinarienstuhl zuzuschustern. 

Während Pankoke schon vor sei- 
ner Habilitation in Mainz eine 
Lehrstuhlvertretung zugesichert 
hatte und der Privatunternehmer 
Landwehrmann auf unlegale Art 
und Weise die Vertretung des 
Jaeggi-Lehrstuhls in Bochum be- 
kam, versucht nun Lipp bei Papa- 
lekas-Intimus Gehlen in Aachen 
seine verunglückte Habilitation 
nachzuholen. Da der für Land- 
wehrmann geplante Soziologie 
IV-Lehrstuhl erst 1973 geschaffen 
wird, sollte er eben bis 1973 den 
Methodenlehrstuhl einnehmen. Um 
dieses Ziel zu verwirklichen waren 
der reaktionären Papalekasclique 
alle Mittel recht. 

Das gesamte Spiel war genau ge- 
plant und ist mit Akribie ausgetüf- 
telt worden. 

Im Auftrag uhd im Namen der 
„engeren Fakultät" der Abt. VIII, 
schrieb Dekan Herder-Dorneich am 
10. 2. 71 je einen Brief an den Mi- 
nister für Wissenschaft und For- 
schung und an den Rektor der Uni, 
die den Willen der Fakultät zum 
Ausdruck bringen sollten, Land- 
wehrmann um jeden Preis in Bo- 
chum zu halten, um eben dahinge- 
hend zu manipulieren, Landwehr- 
mann auch mit „Opfern" auf den 
Methodenlehrstuhl berufen zu kön- 
nen. 

Die Professoren der engeren Fa- 
kultät haben den Dekan nie dazu er 
mächtigt, diese Briefe an Rektor 
und Minister zu schreiben. 

Der Dekan Herder-Domeich hat 
sich unter dem Namen der Fakul- 
tät in unverschämter Weise einer 
schweren Amtspflichtverletzung 
und Amtsanmaßung schuldig ge- 
macht, indem er mit dem Vorsatz 
der Täuschung diese Briefe verfaß- 
te, um Rektor und Minister beein- 
flussen zu wollen. So hieß es in dem 
Brief an den Rektor: „ .. .Ferner 
darf ich Sie bitten, die Unterstüt- 
zung des Senats in dieser Angele- 
genheit zu erwirken. Die Fakultät 
(!) ist der Ansicht, daß aus den ge- 
nannten Gründen alles unternom- 
men werden müßte, um den Weg- 
gang von Professor Landwehrmann 
zu verhindern. Sie ist bereit, ent- 
sprechende Initiativen und auch 
nötigenfalls Opfer in Kauf zu neh- 
men, damit die H3-Stelle, die Herr 
Landwehrmann gegenwärtig inne- 
hat, in einer H4-Stelle umgewan- 
delt werden kann." 

Und in dem Brief an den Mini- 
ster steht: „Im Namen der engeren 
Fakultät Wir sind überzeugt, 
daß Sie, sehr verehrter Herr Mi- 
nister ... Ihre Unterstützung nicht 
versagen werden." 

Wer die „engere Fakultät" der 
Abt. VIII ist, war uns eigentlich 
schon immer klar: die Reaktionäre 
Landwehrmann, Herder-Dorneich 

und Papalekas, welcher in der Abt. 
Sowi den Ton angibt. Diese ehren- 
werten Männer haben die Briefe 
aufgesetzt, ohne das Wissen der 
restlichen Fakultät. 

Der ganze Schwindel ist nun 
aber aufgeflogen, nachdem die ge- 
heimen Dokumente zugänglich wur- 
den. Der Fachschaftsrat SoWi brach 
te sofort zum Fall Landwehrmann 
eine Dokumentation unter dem Ti- 
tel „Streng vertraulich heraus. 
(Dieses Dokument ist beim Fach- 
schaftsverband erhältlich). Erst 
durch dieses Papier erfuhren die 
hintergangenen Professoren von 
den Briefen. 

„Streng vertraulich" enthält eine 
Analyse von Landwehrmann's 
„wissenschaftlicher" Arbeit, das 
Gutachten von Papalekas zur Ha- 
bilitationsschrift seines Muster- 
schülers (welcher laut Papa „seine 
Thesen recht bescheiden und 
schlicht vorträgt"), die geheimen 
Briefe an Rektor und Minister, so- 
wie Abschriften der Originalproto- 
kolle von Berufungs- und Fakul- 
tätssitzungen. Es ist jetzt auch be- 
weisbar, daß Protokolle falsch an- 
gefertigt und verfälscht werden. 

Von der Beratungssitzung im Re- 
staurant Lottental am 14. 4., wo die 
Papalekasclique die übrige Fakul- 
tät geschickt und schnell überfuhr, 
indem sie sie mit dem Druckmittel 
eines Rufes von Landwehrmahn 
nach Mainz zu den bereits vorge- 
faßten Beschlüssen zustimmen ließ, 
wurde nachher in unverschämter- 
weise ein Protokoll von einer 
„außerordentlichen Fakultätssit- 
zung" verbreitet. 

Zu einer solchen war aber nicht 
eingeladen worden. Ganz sicher war 
der Ruf nach Mainz in das Spiel mit 
eingeplant, bedenke man doch die 
guten Beziehungen von Papalekas 
nach Mainz. Landwehrmann be- 
treibt im Ruhrgebiet ein gut flo- 
riendes Privatunternehmen (übri- 
gens stehen ihm dafür auch Räume 
der Uni zur Verfügung und karr- 
ieristische Studenten als HIWIS 
gibts immer) und hat nie daran ge- 
dacht, nach Mainz zu gehen. 

Nach diesen erneuten aufgedeck- 
ten Schweinereien der Raktionäre 
und Handlanger der Industrie in 
der Abteilung Sozialwissenschaft 
ist das Maß nun endgültig voll! 

Der solidarische Kampf aller 
Studenten wird nicht eher ruhen, 
bis wir diese Reaktionäre, an ihrer 
Spitze Papalekas, an unserer Abtei- 
lung ausgeschaltet haben. 

Zur Bekämpfung von Papalekas 
und seiner Clique sind alle Mittel 
recht und das kann nur ein Kampf 
gegen die bürgerliche Ideologie an 
der Abteilung Sozialwissenschäft 
sein. b. a. 

NIGGEMEYER 

Das vielseitige Fachgeschäft für die Amateur- und Berufsfotografie 

463 Bochum - Luisenstraße 12-14 - Borgmannstraße 2 
Telefon (0 23 21) 1 60 84 - Telex 8 25 709 

FOTO- UND FILMFREUNDE 
werden von uns aufmerksam betreut 

Club Liberitas 
BOCHUM - NORDRING 65 - TELEFON 167 35 

Nlcht- 
mitgl. Stud. 

4- 

frei 

BERND KOPPEN QUARTETT 
Free Jazz 
AUSSTELLUNGSERÖFFNUNG 
IM SPEKTRUM: ERICH LETHGAU 
QUASIMODO 
Pop Jazz 
REINBERT EVERS 
Klassische Gitarrenmusik 
Seatown Seven New Orleans Jazzband 
Hot Jazz der 20er Jahre 

Mittwochs von 17.00 bis 19.00 Uhr KOSTENLOSE BERATUNG 
FÜR WEHRUNWILLIGE 
Der Club Liberitos ist täglich ab 19.00 Uhr für jedermann geöffnet. 
Öffnungszeiten der Galerie SPEKTRUM: täglich von 15.00 bis 19.00 Uhr. 

Fr 11. 6. 71 
20.00 Uhr 
Sa 12. 6. 71 
20.00 Uhr 
Sa 12. 6. 71 
20.00 Uhr 
Fr 18. 6. 71 
20.00 Uhr 
Sa 19. 6. 71 
20.00 Uhr 

4,- 

3,- 

4- 

2,50 

trei 

2,50 

2,- 

2,50 

Ruhr - Uni - Sommer: 

Die Professoren 

arbeiten... 

die Arbeiter 

werken... 

nur die Studenten 

tun nichts... 

außer 

sich zu 

RESOLUTION 

Der Assistenten-Vollversammlung 

zur Personalstrukturreform 

Die Assistentenschaft der RUB hat in ihrem Streik vom 
5. 5. — 19. 5. 1970 ihren Willen bekundet, sich keine Per- 
sonalstruktur im Sinne der Zielvorstellungen der KMK auf- 
zwingen zu lassen. Sie hat ihrerseits konkrete alternative 
Forderungen zu einer Reform der Personalstruktur formu- 
liert und der Öffentlichkeit bekanntgemacht. Insbesondere 
die vom Ministerium vorgelegten Thesen beweisen, daß 
die Landesregierung eine Änderung der Personalstruktur 
sogar unter weiterer Verschlechterung der Bestimmungen 
im Hochschulrahmengesetz durchsetzen will. Das würde be- 
deuten, daß die für die Assistenten unannehmbaren Ziel- 
vorstellungen der KMK trotz gegenteiliger Versprechungen 
seitens des zuständigen Ministeriums durchgesetzt wer- 
den sollen. 
Die Vollversammlung sieht in den Vorschlägen zur Perso- 
nalstrukturreform nur einen Teil des Versuchs, die im 
Kern antidemokratische Hochschulformierung zu realisie- 
ren. Sie beauftragt den Vorstand der Assistentenschaft, im 
Bündnis mit allen demokratischen und fortschrittlichen 
Kräften innerhalb und außerhalb der Hochschulen den 
Kampf gegen das Hochschulrahmengesetz und seine Weg- 
bereiter in den Landesregierungen, gegen die sich for- 
mierenden reaktionären Kräfte — wie den Bund Frei- 
heit der Wissenschaft — und gegen die Unterwerfung der 
Hochschulen unter die Kapitalinteressen intensiver fort- 
zuführen. 
Die Vollversammlung begrüßt daher das von den Vorstän- 
den der Studentenschaft und Assistentenschaft gemein- 
sam erarbeitete Aktionskonzept und betrachtet es als 
ersten Schritt zu einem solchen Bündnis. 

CAFE „ZÜRICH" 

anders, lebendig, modern, aktuell, 

international, anregend. 

Permanente Kunst-Galerie 

Für Kaffee-Kenner Cafe Cappuccino, 

Cafe Pflümli, Cafe Pharisäer 

(gegenüber Propstei-Kirche am Kuhhirtenplatz) 

An alle Studierenden 
in den G-Gebäuden — 

Richtigstellung! 
auch einer weltzeitung wie der 
BSZ kann es passieren, daß 
sie falsch informiert wird, dar- 
um folgende richtigstellung: 
wenn ihr die Stühle aus den 
Cafeterien nach draußen setzt, 
stellt sie bitte AUF KEINEN 
FALL auf den kiesbelag, da es 
sonst in die hörsäle etc. tropft, 
also, stellt die Stühle ruhig 
raus, nur NICHT AUF DEN 
KIESBELAG, klar? 

Elektronische 
Orgeln 
Ein Klangreichtum 
den man erleben muß. 
über 20 verschiedene 
Modelle am Lager. 

Eigener Fachservice 

SHORT-STORY 

robert's dream 
robert f. war heil in Warschau an- 
gekommen, und müde ging er 
schlafen, im träum stand plötzlich 
waiter Ulbricht vor ihm und rief: 
„polnische miliz schlägt volksauf- 
stand nieder!" unruhig wälzte sieh 
kpi-mitglied robert f. hin und her. 
kossygin kam und rief: „polnisches 
militär schlägt volksaufstand nie- 
der!" schließlich kamen lenin und 
rainer barzel arm in arm, verwun- 
det und totenbleich kreischten sie: 
„die miliz schlägt unsern volksauf- 
stand nieder!!!" 

da wachte robert f. schweißgeba- 
det auf. er hörte geschrci und schös- 
se auf den straßen. da ging er zum 
fenster. 
diese story wollen wir in der nächsten 
bsz fortsetzen, wer die beste fortset- 
Zung macht — die dann auch gedruckt 
wird — kriegt zehn mark, werke bitte 
an die BSZ — Bochum — Lennershof- 
straße 60, einsenden! 

Studentische Literatur 

KUNST 

& 

BÜCHER 

SCHEUNE 
Lennershofstraße 
hinter der AStA-Baracke 

KLATSCH 

IST 

QUATSCH 
mit einer gegenstimme und einer 
enthaltung wurde innerhalb der 
bsz-redaktion ein antrag abgelehnt, 
die bsz künftig in „der große be- 
trug" (so heißt das ausbildungsfo'r- 
derungsinfo) umzutaufen, den re- 
dakteuren schien das neue kürzel 
zu gewagt: DGB. 

Wie uns eine Kommlitionin, deren 
Name hier mal lieber unerwähnt 
bleiben soll, mitteilte, trägt robert 
farle Unterwäsche, die mit hammer 
und sichel über und über bestickt 
ist; anton v. magnis Unterwäsche 
sei hingegen nur schwarz-rot-gol- 
den eingesäumt. 

die tiermedizinische fakultät an der 
ruh hat festgestellt, daß die lebens- 
erwartung von ratten, die 5 jähre 
lang regelmäßig mit mensa-kost 
gefüttert worden sind, um durch- 
schnittlich 50 prozent gesunken ist. 

der bsu ist immer noch keine ant- 
wort auf die shb-kritik am contra- 
punkt eingefallen. 

das erste teilstück des botanischen 
gartens der rub ist dem öffentli- 
chen verkehr preisgegeben; ein bzs 
redakteur entdeckte bei seinem er- 
sten rundgang gar wunderliche 
pflanzen: 

armleuchteralgen (chara spectacu- 
lata b.s.u.) 
schleimpilze (leocarpus senatus 
fragilis) 
eiselhut (aconitum napellus) 
blutwurz (potcntilla Iaszio erectus) 
mimosengevvächse (mimosa magnis 
up pudica) und nachtschattenge- 
wächse (atropa asta belladonna) zu 
deutsch: tollkirsche. 
und der wind heulte in den zwei- 
gen des SASSafras ... 

Fertilitätshemmung 
beim Manne 

Männl. mögl. verb. Probanden 
z. klin. Erprobung v. tertilitäts- 
hemmenden Injektionspräparat 

ges. Wöchentl. 1 Injektion. 
Unkostenerst. 

Dr. Mauß, 
Tel. Essen 79 91 25 81 

Mo. - Fr. 14.00 - 17.00 
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